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Energietransportleitung (ETL) 188 Kolshorn - Peine  
hier:  Prüfung der Erforderlichkeit einer Raumverträglichkeitsprüfung gemäß § 15 Raumordnungsgesetz 
 des Bundes (ROG) i. V. m. § 1 Raumordnungsverordnung (RoV) und § 9 Nds. Raumordnungsgesetz 
 (NROG)  
 Verzichtserklärung 
 
Sehr geehrte Frau Hoog, 
sehr geehrter Herr de Vries, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

der Fernleitungsnetzbetreiber Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (im weiteren Vorhabenträge-
rin) plant den Neubau einer Energietransportleitung in der Region Hannover und im Landkreis Peine. Die ge-
plante Leitung zwischen den Netzverknüpfungspunkten an der bestehenden Station Kolshorn (Stadt Lehrte, 
Region Hannover) und der noch zu errichtenden Station Woltorf (Stadt Peine, Landkreis Peine) und einer 
Länge von ca. 32 km ist als erdgasverstärkende Leitung Bestandteil des genehmigten Wasserstoff-Kern-
netzes (Bestätigung durch die Bundesnetzagentur vom 22.10.2024). Das Vorhaben dient damit langfristig 
auch dem Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft in Deutschland. Die Vorhabenträgerin beantragte für dieses 
Vorhaben beim Regionalverband Großraum Braunschweig (im Folgenden: Regionalverband) als zuständige 
Landesplanungsbehörde die Prüfung der Erforderlichkeit einer Raumverträglichkeitsprüfung (RVP). Die Zu-
ständigkeit des Regionalverbands für die Prüfung des gesamten Leitungsverlaufs (auch auf dem Gebiet der 
Region Hannover) war zuvor zwischen den Landesplanungsbehörden – im Einzelnen dem Niedersächsi-
schen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, dem Amt für regionale Landes-
entwicklung Braunschweig, dem Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser, der Region Hannover 
und dem Regionalverband selbst – abgestimmt worden.  

Der geplante Leitungsneubau von Kolshorn nach Peine ist Bestandteil des überregionalen Hyperlink-Vorha-
bens der Vorhabenträgerin, das übergeordnet dem Aufbau des Wasserstoff-Kernnetzes in Nordwest-
deutschland, zwischen der Nordsee und Südostniedersachsen mit den potenziellen Großabnehmern (u. a. in 
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Salzgitter) dient. Am Startpunkt der bestehenden Station Kolshorn erfolgt eine Anbindung an das Bestands-
gasnetz. Zielpunkt ist der derzeit in Planung befindliche Standort der Station Woltorf, an dem die Verknüp-
fung mehrerer bestehender und in Planung befindlicher Gas- bzw. Wasserstoffleitungen (u. a. ETL 186 nach 
Salzgitter) erfolgen soll. Der Standort der Station selbst ist nicht Bestandteil der vorliegenden Prüfung, son-
dern wurde bereits zuvor mit der raumordnerischen Prüfung der ETL 186 grundlegend bestimmt.  

Die geplante neu zu bauende Energietransportleitung ist mit einem Durchmesser von DN 1.200 (> 300 mm) 
eine Maßnahme im Sinne des § 1 Nr. 14 Raumordnungsverordnung (RoV). Sie ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6 
Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) raumbedeutsam, da die Errichtung und der Betrieb der Gasleitung 
selbst Raum beansprucht und die räumliche Entwicklung im Trassenbereich, insbesondere im Zuge des ein-
zuhaltenden Schutzstreifens der Leitung, durch diese beeinflusst wird. Eine Überörtlichkeit der geplanten 
Neubautrasse ist gegeben, da der Leitungsverlauf von über 30 km durch mehrere Gemeindegebiete inner-
halb zweier Landkreise führt und folglich einen gemeindeübergreifenden Koordinierungsbedarf auslöst. 

Zur Prüfung des Verfahrens wurde von der Vorhabenträgerin am 24.11.2025 der Verzicht auf Durchführung 
einer Raumverträglichkeitsprüfung gemäß § 15 Abs. 4 Satz 2 ROG beim Regionalverband angezeigt und An-
tragsunterlagen eingereicht. Da keine abschließende Entscheidung über das Erfordernis einer RVP getroffen 
werden konnte, wurde zur Einholung weiterer Informationen am 03.02.2026 eine raumordnerische An-
tragskonferenz in Peine durchgeführt und die Träger öffentlicher Belange, Verbände und sonstige beteiligte 
Dritte zur Beteiligung und Abgabe einer Stellungnahme zum Vorhaben aufgefordert. Im Ergebnis der An-
tragskonferenz erfolgte eine Aktualisierung und Ergänzung der Antragsunterlagen. Angepasste Antragsun-
terlagen, auf deren Grundlage über das Erfordernis einer RVP entschieden werden kann, wurden von der 
Vorhabenträgerin am 25.03.2026 beim Regionalverband zur Prüfung eingereicht. Nach einer erfolgten Er-
gänzung konnte deren Vollständigkeit und Prüffähigkeit am 22.04.2026 beschieden werden. Nach einge-
hender Prüfung der zugrundeliegenden Verfahrensunterlagen entscheide ich wie folgt: 
 

Entscheidung: 
Für das Vorhaben „Energietransportleitung (ETL) 188 Kolshorn – Peine“ ist die Durchführung einer förmli-
chen Raumverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. Die Entscheidung gilt für die zur Prüfung vorgelegte 
Vorzugsvariante „Mittevariante“ und unter Beachtung bzw. Berücksichtigung der folgenden Maßgaben1: 
 

1) Vermeidung oder Verminderung der Beeinträchtigung des Vorbehaltsgebiets Wald im Bereich der 
Querung des Twieholzes und der Bundesautobahn BAB 2; Prüfung einer angepassten Bauausfüh-
rung und Feintrassierung, 

2) frühzeitige Abstimmung mit dem Betreiber der Trinkwasser-Leitungsinfrastruktur und der zustän-
digen Fachbehörde bzgl. der Parallelverlegung und Querung von Trinkwasserleitungen, 

3) Maßnahmen zum Schutz des Trinkwassereinzugsgebiets / Vorranggebiets Trinkwassergewinnung 
„Burgdorfer Holz“; Erstellung eines hydrogeologischen Gutachtens und eines Beweissicherungs-
konzepts, 

4) Abstimmung mit Betreibern der betroffenen Windenergieanlagen und den unteren Immissions-

 
1 Die Widergabe der Maßgabe erfolgt an dieser Stelle in Kurzform, die maßgebliche Herleitung und textliche Ausführung 

der Maßgaben wird in der Begründung zu den einzelnen Festlegungen bzw. Schutzgütern vorgenommen. 
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schutzbehörden bei der Querung der Vorranggebiete Windenergienutzung; Ermöglichen eines zu-
künftigen Repowerings, 

5) Prüfung der Umtrassierung innerhalb des Trassenkorridors im Bereich nördlich Peine-Stederdorf, 

6) Erarbeitung einer bodenkundlichen Baubegleitung und eines Bodenschutzkonzepts im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens, 

7) Erarbeitung einer vollständigen Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung für das EU-Vogelschutzge-
biet „Wendesser Moor“. 

 
Begründung: 
Das Vorhaben „Energietransportleitung ETL 188 Kolshorn - Peine“ ist Bestandteil des Netzentwicklungs-
plans Gas 2022-2032 der Fernleitungsnetzbetreiber und des in Aufbau befindlichen Wasserstoff-Kernnet-
zes der Bundesrepublik Deutschland, das von der Bundesnetzagentur im Oktober 2024 zur Realisierung ge-
nehmigt wurde. Es ist Teil des in der Verantwortung der Vorhabenträgerin Gasunie liegenden Vorhaben-
komplexes Hyperlink, mit dem die Verbindung zwischen dem niederländischen Wasserstoffnetz mit Nord- 
und Nordwestdeutschland geschaffen werden soll. Das Vorhaben ist dabei Bestandteil des Teilprojekts Hy-
perlink 1 und 2, das u. a. die Anbindung an die Großabnehmer für Erdgas und potenziell Wasserstoff im 
Raum Salzgitter schaffen soll. Als erdgasverstärkende Maßnahme gemäß § 28q Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) dient es der Kapazitätsaufrechterhaltung und der Möglichkeit zur Umstellung einer bereits vorhan-
denen Erdgasleitung auf den Wasserstofftransport. Technisch wird die Gasleitung so geplant, dass langfris-
tig eine Umstellung auf den Wasserstofftransport möglich bleibt. 

Das geplante Vorhaben fällt als erdgasverstärkende Maßnahme zum Transport von Erdgas aufgrund eines 
Leitungsdurchmessers von > 300 mm unter § 1 Nr. 14 der Raumordnungsverordnung (RoV) des Bundes – 
eine RVP ist daher grundsätzlich vorgesehen, ihre Durchführung aber im Einzelfall zu prüfen. Im Folgenden 
hat der Regionalverband gemäß § 15 Abs. 4 S. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) für das hier gegenständliche 
Vorhaben die Verzichtsanzeige geprüft. Hierzu ist anzumerken, dass jede Entscheidung über die Erforder-
lichkeit einer Raumverträglichkeitsprüfung eine im Einzelfall zu treffende Ermessensentscheidung darstellt. 
Ergebnis dieser Prüfung kann die Erklärung des Verzichts auf eine RVP sein, wenn bereits absehbar ist, dass 
gegen die Verwirklichung des Vorhabens aus raumordnerischer Sicht keine Bedenken bestehen und das 
Prüfverfahren voraussichtlich keine weiteren Erkenntnisse bringen wird. Bei der Bewertung der Erforder-
lichkeit einer RVP ist zu prüfen, ob mit dem Vorhaben raumbedeutsame Konflikte mit den Erfordernissen 
der Raumordnung oder mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu befürchten sind. 

In die Gesamtbetrachtung mit einzubeziehen ist ebenfalls das aktuell per Regelung in § 4 des neuen Was-
serstoffbeschleunigungsgesetz vom 29.03.2026 festgestellte überragende öffentliche Interesse, das für 
alle dem Hochlauf des bestätigten Wasserstoff-Kernnetzes dienenden Vorhaben und Maßnahmen gilt. Zu-
dem wird in den Grundsätzen der Raumordnung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 5 festgelegt, dass „den räumli-
chen Erfordernissen für eine kostengünstige, sichere und umweltverträgliche Energieversorgung einschließ-
lich des Ausbaus von Energienetzen […] Rechnung zu tragen [ist]“. 

 
Alternativenprüfung: 

Zur Prüfung des Erfordernisses wurden seitens der Vorhabenträgerin Verfahrensunterlagen erstellt, die am 
24.11.2025 erstmals der zuständigen Raumordnungsbehörde vorgelegt wurden. Ausgehend von einer 
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ca. 32 km langen Verbindung zwischen der Bestandsstation der Vorhabenträgerin in Kolshorn (Stadt Lehrte, 
Region Hannover) und der geplanten Station Peine-Woltorf (Landkreis Peine), an der eine Verknüpfung an 
das Bestandnetz (ETL 25, ETL 103) sowie zur ebenfalls in Planung befindlichen Leitung ETL 186 (Peine – 
Salzgitter), ermöglicht werden soll. Die Untersuchung umfasst die Herleitung eines Vorzugstrassen-Korri-
dors ausgehend von vier Trassenvarianten: „Nordvariante“, „Mittevariante“, „Südvariante“ und „Nullvari-
ante“. Die drei erstgenannten Varianten sind dabei Optionen mit weitestgehend bestandsfernen, bünde-
lungsarmen Neubauten, während die „Nullvariante“ eine Option unter großer Ausnutzung von Trassen in 
Bündelung mit Bestandsleitungen im Sinne eines Parallelneubaus darstellt. Die vier Ausgangsvarianten 
wurden von der Vorhabenträgerin einer vergleichenden Raumwiderstandsanalyse, inkl. Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit und der Bündelungsmöglichkeiten unterzogen. Anschließend wurden als Ergebnis der Analy-
sen die „Nordvariante“ und die „Südvariante“ in der Trassenfindung nicht weiterverfolgt. Als Gründe wurden 
im Wesentlichen die Folgenden angegeben: 

Argumentationsgrundlage bildeten von der Vorhabenträgerin gesetzte und per gesetzlicher Bestimmung 
(EnWG) vorgegebener Planungsgrundsätze für die Trassierung und den Bau neuer Rohrfernleitungen. Au-
ßerdem wurde in die Bewertung einbezogen, inwieweit Trassenbündelungen (mit anderen Energietrans-
portleitungen) bei den einzelnen Alternativen allgemein räumlich möglich erscheinen, technisch, planerisch 
bzw. baulich sinnvoll realisierbar sind. Zur Bewertung der Vorgaben raumordnerischer Festlegungen aus 
dem LROP und den bestehenden RROPs bzw. Sachlicher Teilprogramme der Region Hannover und des Re-
gionalverbands Großraum Braunschweig wurden die einzelnen Festlegungskategorien hinsichtlich ihrer 
Empfindlichkeit gegenüber den Auswirkungen des Vorhabens in Raumwiderstandsklassen I* bis III einge-
stuft, wobei die Raumwiderstandsklasse I* einen faktischen Ausschlussbereich für das Vorhaben bedeutet 
und die Raumwiderstände mit ansteigender Raumwiderstandsklasse abnehmen. Ebenfalls mittels Raumwi-
derstandsklassen wurden umweltbezogene Belange sowie die vorhandene und geplante Bauleitplanung 
eingestuft. 

Zunächst wurde eine Gegenüberstellung der vier geprüften Korridorvarianten vorgenommen. Dabei wurden 
die Korridore anhand der Kriterien Allgemeine Korridoreigenschaften, Raumwiderstände (gemessen in 
Raumwiderstandsklassen), Umweltbelange und technisch-wirtschaftliche Belange vergleichend bewertet.  
Die „Nordvariante“ wurde in der Bewertung aufgrund ihrer erheblichen Mehrlänge (über 10 km zusätzliche 
Trassenlänge gegenüber den anderen Varianten), dem damit verbundenen höheren Flächenverbrauch und 
dem Erfordernis von Sonderbauwerken sowie der höheren Betroffenheit von Waldgebieten und Trinkwas-
serschutzgebieten nicht weiter in die nächsten Prüfschritte übernommen. In der Beteiligung konnte der 
Ausschluss der „Nordvariante“ nach Einschätzung der beteiligten Stellen aus nachfolgenden, wesentlichen 
Gründen bestätigt werden:  

• erforderliche Durchquerung des Wasserschutzgebiets „Wehnsen“ und naher Verlauf an den dort 
befindlichen Trinkwassergewinnungsbrunnen (Wasserverband Peine), 

• mögliche Einschränkung einer geplanten gewerblichen Entwicklung / Entwicklung eines Gewerbe-
gebiets (Stadt Burgdorf), 

• Betroffenheit mehrerer Windenergiegebiete (Gemeinde Uetze), 
• größere Anzahl zu querender Gewässer II. Ordnung (Unterhaltungsverband Fuhse-Aue-Erse), 
• Verlauf durch geplante Erweiterungsflächen eines bestehenden Kiesabbaus und damit Erschwernis 

der Erweiterung (TSN-Rohstoffe Meerdorf GmbH & Co. KG). 

Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher Faktoren, wegen derer eine Realisierung der „Nordvariante“ sowohl 
aus Raumordnungs- und Umweltsicht als auch aus wirtschaftlichen Gründen nachteilig gegenüber den an-
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deren Varianten eingestuft werden kann, wird auch für die Prüfung die Entscheidung bestätigt, die „Nordva-
riante“ nicht weiter zu verfolgen. Sie wird damit auch nicht näher auf ihre Raum- und Umweltverträglichkeit 
hin geprüft.  

Vorhabenträgerseitig wurde ebenfalls die „Südvariante“ bereits nach dem ersten Variantenvergleich für die 
weiteren Untersuchungen ausgeschlossen. Als Gründe hierfür wurden vor allem die ebenfalls deutliche 
Mehrlänge, die Nähe zu Siedlungen und das Erfordernis für Sonderbauwerke aufgrund der erhöhten Anzahl 
erforderlicher, aufwändiger Querungen von Infrastruktur (insbesondere mehrmalige Querungen von Eisen-
bahnstrecken und des Mittellandkanals). In der Antragskonferenz und der begleitenden Beteiligung wurden 
zu dieser Trassenvariante keine gesonderten Argumente für oder gegen eine Realisierung in diesem Raum 
eingebracht. Aus raumordnerischer Sicht kann diese Einschätzung bestätigt werden und dafür insbesondere 
folgende Gründe herangezogen werden: 

• die bereits vorhandene Vorbelastung mit technischer Infrastruktur im Bereich um Mehrum und in 
der gesamten Gemeinde Ilsede, 

• das Erfordernis der Trassierung in Siedlungsnähe, insbesondere zwischen Bülten und Groß Bülten / 
Ölsburg sowie zwischen Groß Ilsede und Klein Ilsede, 

• die Notwendigkeit der Querung einer Vielzahl von Verkehrswegen, die Sonderbauwerke und grö-
ßere Eingriffe erforderlich machen (viermalige Querung einer Haupteisenbahnstrecke, zweimalige 
Querung des Mittellandkanals als Bundeswasserstraße).  

Schlussfolgernd wird für diese Variante die Einschätzung ebenfalls bestätigt, dass sie vor allem aus raum-
ordnerischer und wirtschaftlicher Sicht nicht vorzugswürdig ist und damit nicht weiterverfolgt werden muss. 

Die Vorhabenträgerin hat in einem nächsten Prüfschritt ausgehend von den Trassenkorridoren eine erste 
mögliche Grobtrassierung für die verbleibenden Varianten „Mittevariante“ und „Nullvariante“ vorgenommen. 

Bei in etwa vergleichbarer Trassenlänge der beiden Varianten bietet die „Nullvariante“ eine Option, bei der 
auf großen Teilen der Strecke Bündelungsoptionen mit bestehenden erdverlegten Gasleitungen oder ande-
ren linienhaften Infrastrukturen bestehen. Dies entspricht zwar einerseits dem Bündelungsgebot für linien-
hafte Infrastruktur und würde nach Inbetriebnahme der Gasleitung in einer Reduktion des durch den Lei-
tungsbau beanspruchten Raumes resultieren, andererseits befinden sich die älteren Bestandsleitungen ge-
genwärtig vielfach in einer Umgebung, die durch ausgebaute Siedlungsentwicklung in räumlicher Nähe zu 
bebauten Ortschaften mit Wohn- und Gewerbenutzung liegt, was zusätzliche Raumnutzungskonflikte ver-
ursachen kann. Um die neue Gasleitung im Bereich der bestehenden Trassen verlegen zu können, müssten 
gegenüber Einwirkungen besonders sensible Gebiete in Siedlungsnähe beansprucht werden. Dies resultiert 
in der Analyse der Vorhabenträgerin u. a. in einer größeren Inanspruchnahme von Bereichen, die in Raumwi-
derstandsklassen eingestuft wurden, als bei der „Mittevariante“. Zudem wären anhand der Antragsunterla-
gen bei der „Nullvariante“ mehr Querungen von Fließgewässern sowie von Verkehrsinfrastruktur erforder-
lich und aufgrund der räumlichen Nähe mögliche negative Beeinträchtigung von deutlich mehr FFH- und Na-
turschutzgebieten zu erwarten. 

In der Beteiligung zur Antragskonferenz wurden einige wenige Argumente genannt, die trotz Möglichkeit zur 
Ausnutzung größerer Bündelungsoptionen gegen eine Realisierung der Gasleitung im Korridor der „Nullvari-
ante“ sprechen: 

• räumliche Nähe der Grobtrasse zur Burgdorfer Aue als Fließgewässer II. Ordnung, streckenweise 
Parallelführung entlang des Gewässers (Stadt Lehrte), 
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• räumliche Nähe zum FFH-Gebiet „Hämeler Wald“ und Naturschutzgebiet „Hämeler Wald und Sohr-
wiesen“ (Stadt Lehrte). 

Der Fokussierung der Prüfung auf die „Mittevariante“, welche vorhabenträgerseitig als Vorzugsvariante er-
mittelt wurde, kann aus raumordnerischer Sicht gefolgt werden. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Be-
lange, Umweltverbände und sonstigen Dritten im Rahmen der Antragskonferenz hat eine im Vergleich mit 
den anderen Varianten vergleichsweise geringe Betroffenheit der Raum- und Umweltbelange bei dieser Va-
riante bestätigt. Hinzu kommen die Vorteile, die die Variante aufgrund ihrer geringeren Länge im Trassen-
verlauf und der Führung durch einen Raum, der weitgehend abseits dicht besiedelter Strukturen liegt und 
weniger stark bereits durch Energieinfrastruktur belastet ist. Die geringere Bündelungsoption bei dieser Va-
riante kann demgegenüber nachrangig bewertet werden. 

Nachfolgend wird daher auf die Vorzugstrasse „Mittevariante“ detailliert eingegangen und der Trassenver-
lauf auf seine Raumverträglichkeit in Bezug auf die überlagernden und angrenzenden raumordnerischen 
Festlegungen geprüft. Überschlägig werden ebenfalls die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt be-
trachtet sowie die Ergebnisse der vorliegenden Natura 2000-Vorstudie ausgewertet. Hinweise aus der Be-
teiligung, die zur „Mittevariante“ eingingen, werden zu den einzelnen Belangen aufgeführt und in die Abwä-
gung einbezogen. Als Hilfsmittel zur Lokalisierung der erläuterten Festlegungen werden die Kilometerab-
stände ausgehend von Westen (Kolshorn) nach Osten (Peine / Woltorf) im vorgelegten Trassenverlaufskor-
ridor genutzt. 
 

Raumordnerische Festlegungen: 

Im Folgenden werden die zeichnerischen Festlegungen, die vom Verlauf des Korridors der Vorzugsvariante 
„Mittevariante“ räumlich berührt werden, aufgeführt und anschließend die jeweilige Betroffenheit erläutert. 
Da der Leitungsverlauf die Planungsräume zweier Träger der Regionalplanung betrifft, sind mehrere Regio-
nale Raumordnungsprogramme bzw. Sachliche Teilprogramme sowie auch das Landes-Raumordnungspro-
gramm Niedersachsen Grundlage der Betroffenheitsanalyse: 

In der Zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes Region Hannover 2016, inkl. 
der 1. bis 3. Änderung (im Folgenden RROP-H 2016), überlagert der geplante Trassenkorridor der Vorzugs-
variante „Mittevariante“ die folgenden Festlegungen2: 

• „Vorbehaltsgebiet Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushalts“ 
• „Vorbehaltsgebiet Wald“ 
• „Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft“ 
• „Vorbehaltsgebiet Erholung“ 
• „Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft“ (aufgrund von hohen, natürlichen, standortgebundenen Er-

tragspotenzials) (mehrere) 
• „Vorranggebiet Trinkwassergewinnung“ (Trinkwassergewinnungsgebiet Burgdorfer Holz) 
• „Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße“ 
• „Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke“ (Bahnstrecke Lehrte – Celle, Bahnstrecke Lehrte - Berlin) 
• „Vorranggebiet Hochwasserschutz“ (Burgdorfer Aue) 
• „Vorranggebiet Natur und Landschaft“ (Burgdorfer Aue-Niederung) 
• „Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung“ 
• „Vorranggebiet Leitungstrasse“ (2x südlich von Burgdorf). 

 
2 Auflistung jeweils ausgehend vom Anbindungspunkt Station Kolshorn, von West nach Ost 
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In der Zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms Region Hannover - Sachliches 
Teilprogramm Windenergie 2025 überlagert der geplante Trassenkorridor der Vorzugsvariante „Mittevari-
ante“ die folgenden Festlegungen: 

• „Vorranggebiet Windenergienutzung“  
o „Ahrbeck-Heeßel (4)“ 
o „Arpke-Dollbergen (17)“. 

 
In der Zeichnerischen Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes für den Großraum Braun-
schweig 2008, in der Fassung der 1. Änderung „Weiterentwicklung der Windenergienutzung“ (2020) (im Fol-
genden RROP-GB 2008) überlagert der geplante Trassenkorridor der Vorzugsvariante „Mittevariante“ die 
folgenden Festlegungen3:  

• „Vorranggebiet Windenergienutzung“ (PE Edemissen Oelerse PE 1 Erweiterung) 
• „Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft“ (aufgrund von hohen, natürlichen, standortgebundenen Er-

tragspotenzials) 
• „Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft“ 
• „Vorbehaltsgebiet Erholung“ 
• „Vorranggebiet Leitungstrasse“ (2x 110 kV) 
• „Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung“ 
• „Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz“ 
• „Vorranggebiet Hochwasserschutz“ (Fuhse) 
• „Vorranggebiet Natur und Landschaft“ (Fuhseniederung) 
• „Vorranggebiet Regional bedeutsamer Wanderweg“ (Wasserwandern, Fuhse) 
• „Vorbehaltsgebiet Trinkwassergewinnung“ (2x) 
• „Vorranggebiet Rohrfernleitung (mehrfach Erdöl und Erdgas) 
• „Vorranggebiet Natura 2000“ (Wendesser Moor, angrenzend) 
• „Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße“ 
• „Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung“ (Kiessand, zwischen Stederdorf und Duttenstedt) 
• „Vorranggebiet Freiraumfunktionen“ (3x) 
• „Vorranggebiet Autobahn“ (BAB 2) 
• „Vorranggebiet ruhige Erholung in Natur und Landschaft“ 
• „Vorbehaltsgebiet Wald“ 
• „Vorbehaltsgebiet Gebiet zur Vergrößerung des Waldanteils“ 
• „Vorbehaltsgebiet besondere Schutzfunktion des Waldes“. 

 
Vom Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017, in der geänderten Fassung aus dem Jahr 2022 

 
3 Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig wird derzeit neu aufgestellt. Die Offenlage 

und Beteiligung des 1. Entwurfs dieses neuen RROP 2025 wurden im Frühjahr 2026 durchgeführt. Der Entwurf kann 
noch nicht als in Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4a ROG gewertet werden, da die 
Ergebnisse des stattgefundenen Beteiligungsverfahrens nach § 9 Abs. 2 ROG noch nicht in einem diese Beteiligung 
berücksichtigenden Planentwurf enthalten sind und als solche den Verfahrensbeteiligten noch nicht zur Kenntnis ge-
geben wurden. Da die vorliegende Prüfung dieses Vorhabens zwischenzeitlich begonnen wurde, werden die Ziele und 
Grundsätze des 1. Entwurfs des neuen RROP 2025 in dieser Verzichtserklärung nicht der Prüfung zugrunde gelegt. 
Das RROP 2008 stellt die verbindliche Grundlage der raumordnerischen Bewertung im Planungsraum des Großraums 
Braunschweig dar. 
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(im Folgenden LROP 2017/2022) sind die folgenden Festlegungen durch den Trassenkorridor der Vorzugs-
variante „Mittevariante“ betroffen:  

• „Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße“ (B 443, B 444) 
• „Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke“ (Bahnstrecke Lehrte – Celle, Bahnstrecke Lehrte - Berlin) 
• „Vorranggebiet Wald“ 
• „Vorranggebiet Trinkwassergewinnung“ 
• „Vorranggebiet Biotopverbund – linienhaft“ (Burgdorfer Aue) 
• „Vorranggebiet Natura 2000“ (Wendesser Moor) 
• „Vorranggebiet Biotopverbund – flächenhaft“ (Wendesser Moor) 
• „Vorranggebiet Autobahn“ (BAB 2). 

 
Nachfolgend findet neben der Erläuterung der Festlegung beider RROPs ebenfalls eine Auseinandersetzung 
mit den zu Grunde liegenden Festlegungen des LROP 2017/2022 statt. Dabei wird auf die Festlegungen in 
den Zeichnerischen Darstellungen der Raumordnungsprogramme näher eingegangen, die auf Grundlage der 
vorliegenden Grobtrassierung direkt gequert werden müssen oder einen Riegel bilden, sodass die Flächen 
unmittelbar vom Leitungsbau und -betrieb betroffen sind. Solche Festlegungen, welche nur randlich inner-
halb des ursprünglichen Trassenkorridors liegen und mit der Grobtrassierung innerhalb des Korridors um-
gangen werden können, werden nicht ausführlicher betrachtet, da die Vorhabenauswirkungen hier i. d. R. 
nur temporär während der Bauphase auftreten und daher keine wesentliche, dauerhafte Beeinträchtigung 
zu erwarten ist. 
 

Hierzu im Einzelnen: 

Die Festlegung „Vorranggebiet Natur und Landschaft“ gem. Abs. 3.1.2 Ziffer 04 RROP- H 2016 / Kap. III Abs. 
1.4 Ziffer (6) / (8) RROP-GB 2008 umfasst für den Naturschutz wertvolle Gebiete von nationaler, landeswei-
ter und regionaler Bedeutung. Innerhalb dieser Gebiete müssen alle raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen mit der vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein. Dieser Festlegung zu Grunde liegt Abs. 
3.1.2 Ziffer 05 LROP 2022. Mit dem Ziel der Unterstützung der Umsetzung des Biotopverbundes durch die 
nachgeordneten Planungsebenen und zur Schonung wertvoller land- und forstwirtschaftlicher Flächen sind 
Kompensationsmaßnahmen vorrangig in Flächenpools und in den für den Biotopverbund festgelegten Ge-
bieten inklusive der Habitatkorridore umzusetzen. Der Trassenkorridor der „Mittevariante“ quert diese Fest-
legungen im Bereich Km 3-44 sowie Km 16-17 jeweils auf mehreren Hundert Metern Länge; die Vorrangge-
biete bilden dabei Riegel auf gesamter Breite des Trassenkorridors. In beiden Fällen werden mit den Vor-
ranggebiets-Festlegungen die naturschutzfachlich besonders schützenswerten Flussniederungen der Burg-
dorfer Aue und der Fuhse gesichert. Im Bereich des Wendesser Moores5 wird ein weiteres Vorranggebiet 
Natur und Landschaft randlich berührt.  
Einer Vereinbarkeit mit dem Bau und Betrieb einer Gasleitung kann i. A. nur stattgegeben werden, wenn si-
chergestellt ist, dass die Eingriffe so gering wie möglich gehalten und die Schutzzwecke berücksichtigt wer-
den. Entsprechend der vorliegenden Unterlagen ist vorgesehen, Sonderbauwerke in geschlossener Bau-

 
4 Die Verortung der betroffenen Gebiete erfolgt anhand der in den Kartendarstellungen der Antragsunterlagen vorge-

nommenen Kilometrierung von West nach Ost, ausgehend vom Anknüpfungspunkt Kolshorn. 
5 zur Betroffenheit des Wendesser Moores siehe die Ausführungen zur Natura 2000-Verträglichkeit im Abschnitt zu den 

Umweltbelangen 
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weise für den Leitungsbau auf der gesamten Breite der Flussniederung, die dem Umfang des Vorrangge-
biets entspricht, anzuwenden. Durch den dauerhaft von aufwachsendem Bewuchs freizuhaltenden Schutz-
streifen entstehen kleinräumige Eingriffe ggf. durch die Rodung einzelner Gehölze. Zudem dienen anderen-
orts für den temporären Entfall der Vegetation im Arbeitsstreifen sowie dauerhaft für den entfallenden auf-
wachsenden Bewuchs Kompensationsmaßnahmen dem naturschutzfachlichen Ausgleich. Diese spezifi-
schen naturschutzfachlichen Kompensationserfordernisse, die hier unterhalb des raumordnerischen Beur-
teilungsmaßstabs liegen, sind im nachfolgenden Zulassungsverfahren zu ermitteln und festzusetzen. Über-
geordnet bleibt somit die gesamträumliche Funktion von Natur und Landschaft bei der Vorhabenverwirkli-
chung erhalten. Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit mit diesem Ziel der Raumordnung sind 
möglich und sollten für die Feintrassierung geprüft werden. Hierzu zählen u. a. die Lageoptimierung des Vor-
habens, die Ausführung in geschlossener Bauweise in sensiblen Bereichen, Bauzeitenregelungen und 
schließlich die naturschutzfachliche Kompensation. Eine Vereinbarkeit mit diesem Ziel der Raumordnung ist 
bei Umsetzung der Maßnahmen anzunehmen. Über die zeitliche und bauliche Realisierung der Unterque-
rung der Fließgewässer und ihrer Aueniederungen ist im Zulassungsverfahren in enger Abstimmung mit den 
jeweils zuständigen Fachbehörden (Naturschutz, Wasser) zu entscheiden. 
 
Die Festlegung „Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft“ gem. Abs. 3.1.1 Ziffer 02 RROP-H 2016 / Kap. III 
Abs. 1.4 Ziffer (9) RROP-GB 2008 auf der Grundlage von Abs. 3.1.2 Ziffer 05 LROP 2022 umfasst Gebiete 
und Landschaftsbestandteile, die aufgrund ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder als Pufferzone und 
Vernetzungsbereiche eine besondere Bedeutung für den Naturhaushalt, das Landschaftsbild und die Erho-
lung haben. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen so abgestimmt werden, dass diese 
Gebiete in ihrer Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden.  
Innerhalb des Korridorverlaufs der „Mittevariante“ sind an mehreren Stellen, teilweise über weite Strecken 
Gebiete von der geplanten Trassierung betroffen (bspw. nördlich von Arpke, nordwestlich von Oelerse und 
zwischen Abbensen und Stederdorf), die als Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft festgelegt sind. I. d. R. 
beruhen diese „Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft“ nicht auf naturschutzrechtlich nach nationalem 
Recht geschützten Schutzgebieten, sondern dienen ergänzend bspw. dem Umgebungsschutz von streng 
geschützten Gebieten oder der erweiterten Biotopvernetzung und des Erhalts bzw. der Verbesserung von 
strukturierenden Landschaftselementen. Aufgrund der Großflächigkeit dieser Grundsatzfestlegung ist eine 
komplette Umgehung dieser Gebiete nicht umsetzbar. Innerhalb der Bauphase ist von einer temporären Be-
einträchtigung der Schutzzwecke auszugehen. Dieser lässt sich durch geeignete Maßnahmen wie u. a. der 
Einengung des Arbeitsstreifens an ausgewählten Stellen und einer angepassten Feintrassierung, z. B. zum 
Erhalt von landschaftsbildprägenden Hecken- und Gehölzstrukturen, entgegenwirken. Während des Betrie-
bes bleibt eine minimale Beeinträchtigung durch den Erhalt des gehölzfrei zu erhaltenden Schutzstreifens 
bestehen. Die verbleibende, zu erwartende Beeinträchtigung kann daher insgesamt als gering eingeschätzt 
werden und kann in Anbetracht des überragenden Interesses der Realisierung der Erdgasleitung als Be-
standteil des Wasserstoff-Kernnetzes in der raumordnerischen Abwägung vernachlässigt werden. Die ge-
nannten Maßnahmen zur Verbesserung der Raumverträglichkeit in diesen Gebieten können kleinräumig 
wirken und sollen im erforderlichen Einzelfall umgesetzt werden. 
 
Als Bestandteil des landesweiten Biotopverbunds werden überregional bedeutsame Kerngebiete dieses 
Verbunds sowie Querungshilfen von landesweiter Bedeutung als „Vorranggebiete Biotopverbund“ (flächig 
oder linienhaft) gem. Abs. 3.1.2 Ziffer 02 LROP festgelegt. Zu diesem Biotopverbund zählen auch Fließge-
wässer und Gewässerrandbereiche aufgrund ihrer ökologischen Vernetzungswirkung. Im Planungsraum, der 
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von der Vorhabenplanung betroffen ist, wird eine Querung solcher, als „Vorranggebiete Biotopverbund“ ge-
sicherter Fließgewässer im Bereich der Fuhsequerung nördlich von Oelerse und Abbensen erforderlich. Wie 
bereits zuvor die Vorranggebiets-Festlegung zu Natur und Landschaft in diesem Bereich betreffend, ist für 
die Querung die geschlossene Bauweise auf der gesamten Breite der Fuhseniederung vorgesehen, um das 
für den Biotopverbund relevante Gewässer und die Gewässerrandbereiche möglichst wenig zu beeinträchti-
gen. Insofern wird auf raumordnerischer Ebene eine Vereinbarkeit mit dieser Zielfestlegung des LROP fest-
gestellt. Eine Abstimmung zur konkreten Ausführung und Bauweise im Bereich der Fließgewässerquerung 
mit der unteren Naturschutz- und Wasserbehörde des Landkreises Peine wird hierzu dringend empfohlen.  
 
Ergänzend zum Gesamtsystem des regionalen Biotopverbunds werden im RROP 2016 der Region Hannover 
„Vorbehaltsgebiete Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushalts“ gemäß Abs. 3.1.2 Ziffer 
02 RROP-H 2016 festgelegt und in der Zeichnerischen Darstellung räumlich verortet. Mit diesen werden 
ergänzende Habitatkorridore zur Vernetzung von Kerngebieten des landesweiten und regionalen Biotopver-
bunds gesichert. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen in diesen Gebieten so abge-
stimmt werden, dass die Funktionen, die diese Gebiete für den Biotopverbund erfüllen, in ihrer Eignung und 
besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Diese Vorbehaltsgebiete werden im westli-
chen Teil des Verlaufs des Vorzugstrassen-Korridors der „Mittevariante“ an verschiedenen Stellen etwa 
zwischen Kolshorn und Immensen festgelegt. Dabei erfolgt die Festlegung zumeist zusätzlich zu weiteren 
zeichnerischen Festlegungen des Freiraumverbunds (bspw. ergänzend zum „Vorranggebiet Natur und Land-
schaft“ im Bereich der Niederung der Burgdorfer Aue oder ergänzend zum „Vorbehaltsgebiet Wald“ im 
Waldgebiet des Heisters südlich von Burgdorf). Eine zusätzlich zu berücksichtigende, wesentliche Vorhaben-
auswirkung speziell auf dieses Vorbehaltsgebiet ergibt sich daher nicht. Grundsätzliche Auswirkungen auf 
die Biotopvernetzung sind durch das Vorhaben lediglich während der Bauphase zu erwarten und können 
durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen verringert werden. Da keine dauerhafte Beeinträchtigung des 
Naturhaushalts durch das Gasleitungsvorhabens zu erwarten ist, kann eine Vereinbarkeit mit den Belangen 
des „Vorbehaltsgebiets Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushalts“ festgestellt wer-
den.  
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Natura 2000“ gem. Abs. 3.1.3 Ziffer 01 RROP-H 2016 / Kap. III Abs. 1.3 Ziffer 
(1) RROP-GB 2008 auf Grundlage von Abs. 3.1.3 Ziffer 01 / 02 LROP 2022 umfasst Gebiete des europäi-
schen Netzes „Natura 2000“ entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen. Raumbedeutsame Planungen 
und Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Erhaltungsziele eines Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung haben können, sind nur unter den Voraussetzungen des § 34 c NNatSchG zulässig. Gemäß der Begrün-
dung des RROP-GB 2008 tragen die Festlegungen gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG i. V. m. § 7 Abs. 2 Nr. 2 ROG 
gleichzeitig zum dauerhaften Schutz, zur Pflege und Entwicklung sowie zur Wiederherstellung von Natur 
und Landschaft bei und unterstützen im Sinne des § 3 Abs. 2 und 3 BNatSchG maßgeblich die großräumige 
ökologische Vernetzung im Großraum Braunschweig. Die Festlegung begründet sich in Abs. 3.1.3 Ziffer 01 / 
02 LROP 2022. Von der Trassenplanung im Korridor der Mittevariante sind dabei zwei Gebiete, die als „Vor-
ranggebiete Natura 2000“ in den Raumordnungsprogrammen festgelegt sind, durch ihre Lage im Trassie-
rungskorridor oder in dessen Umfeld und damit im Wirkungsbereich vom vorliegenden Leitungsvorhaben 
betroffen: 

• Flora-Fauna-Habitat-Gebiet Altwarmbüchener Moor (EU-Kennzahl 3525-331, Nummer 328) liegt 
mit seiner östlichen Begrenzung etwa 400 m westlich der bestehenden Station Kolshorn der Vor-
habenträgerin, an der die Anknüpfung des Vorhabens an das bestehende Gasnetz erfolgen soll 

• EU-Vogelschutzgebiet Wendesser Moor (EU-Kennzahl DE3627-401, Nummer V56) liegt innerhalb 
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des Trassenkorridors der „Mittevariante“ im Bereich Km 22-24. Die derzeit vorliegende Grobtras-
sierung, die Bestandteil der Antragsunterlagen ist, plant mit einem Leitungsverlauf, der westlich 
und südlich an der unmittelbar an Grenze des Vogelschutzgebiets vorbei verläuft.  

Von der Vorhabenträgerin ist vorgesehen, im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für das FFH-Gebiet 
Altwarmbüchener Moor eine Natura 2000-Verträglichkeitsvorprüfung und für das EU-Vogelschutzgebiet 
Wendesser Moor eine umfassende Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung vorzulegen. Ausgehend von der 
Beteiligung im Zuge der raumordnerischen Antragskonferenz (u. a. Hinweise der unteren Naturschutzbe-
hörde der Region Hannover) wurde vereinbart, dass aufgrund der räumlichen Nähe und damit verbundener 
zu erwartender, nicht eindeutig im Vorhinein auszuschließender erheblicher Auswirkungen auf das Vogel-
schutzgebiet Wendesser Moor bereits für die Prüfung der RVP eine Natura 2000-Verträglichkeitsvorprüfung 
vorgelegt wird. Für das FFH-Gebiet Altwarmbüchener Moor konnte bei Erbringung entsprechender gut-
achterlicher Nachweise der Nichtbetroffenheit bzw. Vermeidung erheblicher negativer Auswirkungen des 
Vorhabens auf einen solchen Prüfschritt im Rahmen der raumordnerischen Prüfung verzichtet werden. Die 
inhaltliche Befassung mit den Auswirkungen auf die beiden genannten Natura 2000-Gebiete erfolgt im un-
tenstehenden Teil der Begründung zu den Umweltbelangen. Hier erfolgt ebenfalls die inhaltliche Herleitung 
einer Maßgabe für das weitere Verfahren. 
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Freiraumfunktionen“ gem. Kap. III Abs. 1.2 Ziffer (4) RROP-GB 2008 auf 
Grundlage von 3.1.1 Ziffer 03 LROP 2022 umfasst siedlungsbezogene Freiräume mit besonderen ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Funktionen, insbesondere für die großräumige ökologische Vernetzung, 
als klimaökologisch bedeutsamer Freiraum, zur ortsübergreifenden Gliederung des Siedlungsraums und zur 
wohnungs- und siedlungsnahen Erholungsnutzung, sind zu sichern und zu entwickeln. Raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen müssen grundsätzlich mit den vorrangigen Freiraumfunktionen vereinbar sein. 
Aufgrund der Multifunktionalität der Vorranggebiets-Kategorie ergibt sich für Vorhaben eine Einzelfallprü-
fung je nach räumlicher und inhaltlicher Betroffenheit. Im östlichen Abschnitt des Untersuchungsraums im 
Bereich des Stadtgebiets von Peine (Km 27-32) werden drei festgelegte „Vorranggebiete Freiraumfunktio-
nen“ vom Trassenkorridor und der aktuell vorliegenden Grobtrassierung gequert:  
 
a) PE PE 4 Duttenstedt 

Für das Gebiet sind gemäß RROP-GB 2008 (Tab III.-2, S. 73 der Begründung) folgende Funktionen hinter-
legt:  

• für die eigenständige Wahrnehmbarkeit von Ortsteilen, 
• als landwirtschaftliche Nutzfläche, 
• als Waldfläche, Nutz- / ökologische / soziale Funktion. 

Als ergänzende Begründung werden angeführt: 
• Siedlungszäsur, Siedlungsgliederung westlich Duttenstedt, wichtige Vernetzung Twieholz-Wälder, 

Biotopverbundachse Schwarzwasser- und Landgrabenniederung. 
 
b) PE PE 3 östlich Peine und Essinghausen 

Für das Gebiet sind gemäß RROP-GB 2008 (Tab III.-2, S. 72 der Begründung) folgende Funktionen hinter-
legt:  

• für die eigenständige Wahrnehmbarkeit von Ortsteilen, 
• für den Klimaaustausch und / oder als Luftleitbahn, 
• als Waldfläche, Nutz- / ökologische / soziale Funktion, 
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• als Teil der großräumigen ökologischen Vernetzung. 

Begründet wird die Festlegung als Vorranggebiet mit  
• der großräumigen ökologischen Vernetzung.  

Als ergänzende Begründung werden angeführt: 
• Siedlungsgliederung, Frischluftschneise, westlich wichtig als Biotopverbundachse Landgraben- und 

Schwarzwasserniederung, Butterberg östlich Essinghausen bedeutsame Sandmagerrasen / Aus-
gleichsfläche BAB 2-Ausbau. 

 
c) PE PE 1 südöstlich Peine bis Woltorf 

Für das Gebiet sind gemäß RROP-GB 2008 (Tab III.-2, S. 72 der Begründung) folgende Funktionen hinter-
legt:  

• für die eigenständige Wahrnehmbarkeit von Ortsteilen, 
• als landwirtschaftliche Nutzfläche, 
• für den Klimaaustausch und / oder als Luftleitbahn, 
• als Teil der großräumigen ökologischen Vernetzung. 

Begründet wird die Festlegung als Vorranggebiet mit  
• dem Schutz und der Entwicklung klimatischer Ausgleichsflächen / Leitbahnen, 
• der großräumigen ökologischen Vernetzung.  

Als ergänzende Begründung werden angeführt: 
• Kaltluftschneise, Siedlungsgliederung. 

 
Sämtliche den drei Vorranggebieten zu Grunde liegenden Funktionen bleiben nach Abschluss der Bauarbei-
ten der Gasleitung erhalten. Eine Beeinträchtigung ist allenfalls während der Erschließungs- und Bauphase 
der Gasleitung zu erwarten. Die landwirtschaftliche Nutzbarkeit und die ökologische Durchlässigkeit von 
Teilflächen der Vorranggebiete wird dabei temporär eingeschränkt. Waldbereiche sind innerhalb der ge-
nannten Vorranggebiete nicht von der Leitungstrassierung betroffen. Nach Fertigstellung der Gasleitung 
verbleiben jedoch keine oberirdischen baulichen Einrichtungen außer der beiden Stationen an den jeweiligen 
Endpunkten der Verbindung. Die Station Woltorf befindet sich dabei innerhalb der Grenzen des „Vorrangge-
bietes Freiraumfunktionen“ PE PE 1 südöstlich Peine bis Woltorf. Die dort dauerhafte einzurichtende Station 
mit oberirdischen Anlagen ist jedoch nicht Bestandteil dieser raumordnerischen Prüfung, sondern wurde 
vielmehr bereits über abgeschlossene Verfahren bestimmt und in seiner Umsetzbarkeit raumordnerisch be-
stätigt. Insgesamt kann eine Zielvereinbarkeit mit dieser Zielfestlegung festgestellt werden, da die Auswir-
kungen temporärer Natur und nicht wesentlich für die maßgeblichen Freiraumfunktionen sind. Maßnahmen 
zur Vermeidung und Minderung von Auswirkungen während der Bauphase, wie eine angepasste Feintras-
sierung möglichst entlang bestehender Wege und ein Erhalt von wertgebenden Gehölzstrukturen und wei-
teren Landschaftselementen sind zu befürworten, um die Raumverträglichkeit innerhalb der bestehenden 
„Vorranggebiete Freiraumfunktionen“ zu verbessern.  
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Ruhige Erholung in Natur und Landschaft“ gem. Kap. III Abs. 2.4 Ziffer (4) 
RROP-GB 2008 auf der Grundlage von 3.2.3 Ziffer 01 LROP 2022 umfasst Gebiete, die aufgrund ihrer be-
sonderen landschaftlichen Vielfalt, Eigenart und Schönheit, natürlichen oder kulturhistorischen Landschafts-
ausstattung gute Voraussetzungen für die ruhige, landschaftsbezogene Erholungsnutzung bieten. Diese 
sind zu sichern und zu entwickeln. Auch hier müssen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
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mit der vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein. Der Trassenkorridor der „Mittevariante“ quert ein 
solches Vorranggebiet im Bereich zwischen dem östlichen Stadtgebiet von Peine und dem Woltorfer Holz 
(zwischen Km 30 und 31) auf wenigen Hundert Metern, um einen Anschluss an die geplante Station Woltorf 
zu erreichen. Die benachbarten Waldgebiete des Woltorfer Holzes, die ebenfalls Teil des Vorranggebiets 
sind, werden dabei auf Grundlage der vorliegenden Grobtrassierung nicht beansprucht.  
Während der Bauphase sind temporäre Beeinträchtigungen der Zweckbestimmungen durch Flächeninan-
spruchnahme, Aushub des Bodens und Beseitigung von Vegetation zu erwarten. Maßnahmen wie eine Ein-
engung des Arbeitsstreifens werden empfohlen, um die Beeinträchtigungen so gering wie möglich zu halten. 
In der anschließenden Betriebsphase verbleiben marginale Beeinträchtigungen durch den gehölzfrei zu hal-
tenden Schutzstreifen entlang der Leitungstrasse. Aufgrund der flächenmäßig geringen Betroffenheit und 
der temporären Natur der wesentlichen Auswirkungen kann eine Zielvereinbarkeit des Vorhabens mit dem 
„Vorranggebiet Ruhige Erholung in Natur und Landschaft“ in Aussicht gestellt werden. Maßnahmen zur Min-
derung der Auswirkungen innerhalb der Bauphase sollten ergriffen werden, um die Beeinträchtigung der 
Fläche für die Nutzbarkeit durch Erholungssuchende gering zu halten.  
 
Für die an mehreren Stellen im Trassenkorridor-Verlauf betroffenen Festlegungen von „Vorbehaltsgebieten 
Erholung“ gem. Abs. 3.2.5 Ziffer 02 RROP-H 2016 / Kap. III Abs. 2.4 Ziffer (5) RROP-GB 2008 auf der Grund-
lage von Abs. 3.2.3 Ziffer 01 LROP 2022, welche solche Gebiete mit Bedeutung und Eignung für Erholung 
und Tourismus sowie als Entwicklungsachsen für die landschaftsbezogene Erholung entlang von Fließge-
wässern und Wasserstraßen umfassen, gelten dabei ähnliche Rahmenbedingungen wie zu den zuvor be-
schriebenen „Vorranggebieten Ruhe Erholung in Natur und Landschaft“. Diese sollen gesichert und entwi-
ckelt werden. Auch hier sollen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen so abgestimmt werden, 
dass diese Gebiete in ihrer Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Die 
Beeinträchtigungen der Schutzzwecke gestalten sich analog zu denen im Rahmen des „Vorranggebietes Ru-
hige Erholung in Natur und Landschaft“ beschriebenen Auswirkungen. Entsprechend ist auch für diesen 
Grundsatz die Umsetzung der Maßnahmen zur Minderung der Beeinträchtigung (u. a. Einengung des Ar-
beitsstreifens). Zur Schonung von sensiblen Gehölzstrukturen und zum Erhalt von landschaftsprägenden 
Gehölzstrukturen wird die von der Vorhabenträgerin vorgesehene Unterquerung begrüßt. Anlagebedingte 
Auswirkungen können mittels dieser Maßnahme gemindert werden. Wie auch durch die bereits dargelegten 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird so die Voraussetzung für die Vereinbarkeit mit diesem Grundsatz 
der Raumordnung geschaffen. Dies gilt es im Rahmen der Planfeststellung, wie auch von der Vorhabenträ-
gerin vorgesehen, zu konkretisieren.  
 
Nachfolgend werden die betroffenen Festlegungen zum Wald und zur Forstwirtschaft zusammengefasst 
betrachtet: Innerhalb des Trassenkorridor-Verlaufs der Vorzugsvariante „Mittevariante“ sind die Festlegun-
gen „Vorranggebiet Wald“ (Abs. 3.2.1 Ziffer 04 LROP 2022), „Vorbehaltsgebiet Wald“ gem. Abs. 3.2.2 Ziffer 
02 RROP-H 2016 / Kap. III Abs. 2.2 Ziffer (4) RROP-GB 2008; „Vorbehaltsgebiet Besondere Schutzfunktion 
des Waldes“ gem. Kap. III Abs. 2.2 Ziffer (9) RROP-GB 2008 und „Vorbehaltsgebiet Gebiet zur Vergrößerung 
des Waldanteils“ gem. Kap. III Abs. 2.2 Ziffer (6) / Abs. 3 Ziffer (3) RROP 2008-GB auf der Grundlage von Abs. 
3.1.1 Ziffer 01; Abs. 3.2.1 Ziffer 01 / 02 / 04 LROP 2022 betroffen. Bezogen auf die Vorbehaltsgebiete sollen 
alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen dort so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer 
Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Innerhalb des vorliegenden Ver-
laufs der Grobtrassierung wird deutlich, dass Querungen von festgelegten Waldgebieten in den meisten Fäl-
len vermieden werden können. Es kommt jedoch insbesondere im westlichen Teil der Trasse zwischen dem 
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Verknüpfungspunkt Kolshorn und dem Trassen-Km 6 zu einer räumlichen Nähe zu verschiedenen Waldge-
bieten, die als Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet festgelegt sind. Im Fall des Waldgebiets „Heister“ ist mit 
Stand der vorliegenden Grobtrassierung eine Parallelführung unmittelbar an einer am Waldrand entlangfüh-
renden Straße vorgesehen. Im weiteren Verlauf des Trassenkorridors wird ein weiterer Waldbereich südöst-
lich von Abbensen (bei Km 21) parallel, in unmittelbarer Nähe zum Waldrand umgangen. Das als „Vorrang-
gebiet Wald“ und „Wald mit besonderer Schutzfunktion“ festgelegte Woltorfer Holz liegt innerhalb des Tras-
senkorridors, soll jedoch der Grobtrassierung folgend, zwischen den Trassen-Km 31 und 32 westlich durch 
Verschwenkung der Gasleitungstrasse umgangen werden. Somit sind keine „Vorranggebiete Wald“ direkt 
von einer Waldumwandlung aufgrund des Leitungsbaus und des grundsätzlich gehölzfrei zu haltenden 
Schutzstreifens betroffen. 
Bezüglich der randlichen Trassenführung entlang von Waldrändern ist aus Sicht der Raumordnung anzu-
merken, dass gem. Abs. 3.2.2 Ziffer 04 RROP-H 2016 / Kap. III Abs. 2.2 Ziffer (3) RROP-GB 2008 Waldränder 
und ihre Übergangszonen aufgrund ihrer ökologischen Funktion und ihrer Erlebnisqualitäten grundsätzlich 
von Bebauung und sonstigen störenden Nutzungen freigehalten werden sollen (Grundsatz der Raumord-
nung). Hinsichtlich der Bebauung jeglicher Art (auch im Sinne von Baumaßnahmen) und anderer konkurrie-
render Nutzungen soll grundsätzlich unabhängig vom Vorhaben zu den Waldrändern ein Mindestabstand 
von 100 m eingehalten werden, dieser Wert kann begründet auch unterschritten werden. Da es sich bei der 
geplanten Trassenführung um eine erdverlegte Leitung und keine oberirdische Bebauung handelt sind Aus-
wirkungen, auf die Waldränder nahezu ausschließlich während der Bauphase zu erwarten. Insofern kann 
von diesem Grundsatz der Raumordnung im vorliegenden Fall abgewichen werden. Dennoch sollten beson-
ders sensible Waldrandbereiche von den Bautätigkeiten möglichst wenig beeinträchtigt werden. Dies kann 
über Abstimmungen mit der unteren Naturschutz- und Waldbehörde geregelt werden, bspw. über bauzeitli-
che Beschränkungen. Zudem sollte die Trasse so gewählt werden, dass sie seitlich von Straßen und Wirt-
schaftswegen, die am Waldrand entlangführen, auf der waldabgewandten Seite geführt wird. An den Stra-
ßen und Wegen vorhandene, markante Bäume (bspw. Alleebäume) sollen dabei möglichst erhalten bleiben. 

Im Bereich westlich von Peine-Duttenstedt (etwa bei Km 29) verläuft der Trassenkorridor der „Mittevari-
ante“ zwischen einem aktiven Rohstoffabbau und der Ortslage Duttenstedt in Nord-Süd-Richtung über eine 
landwirtschaftlich genutzte Fläche. Im weiteren Verlauf wird die Querung der Bundesautobahn BAB 2 mit-
tels eines Sonderbauwerks erforderlich. Direkt nördlich an die Autobahn angrenzend befindet sich das Wald-
gebiet des Twieholzes. Anhand der vorliegenden Unterlagen zur Grobtrassierung wird deutlich, dass an die-
ser Stelle die einzige direkte Waldquerung im Trassenverlauf auf einer Länge von etwa 150 m geplant ist. 
Für die im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens anstehende Feintrassierung ergeht folgende Maß-
gabe 1 zur Trassierung innerhalb des Trassenkorridors in diesem Bereich, um die Raumverträglichkeit zu 
verbessern:  

Innerhalb dieses Bereiches soll geprüft werden, ob eine Beeinträchtigung dieses Waldbereichs ver-
mieden oder vermindert werden kann. Eine Trassenfindung ohne Querung jeglicher Waldbereiche er-
scheint aufgrund der lokalen Gegebenheiten (Rohstoffabbau im Westen und bebaute Siedlung im Os-
ten) nicht möglich. Dennoch sollten folgende Möglichkeiten in Betracht gezogen werden, um die Aus-
wirkungen auf den Wald an dieser Stelle zu verringern: 

a) Bündelungsoption: Verschiebung der Trassenführung nach Westen, in Parallellage zur Straße, 
die der Erschließung des Rohstoffabbaus dient, und zur bestehenden erdverlegten Erdölleitung 
(unter Wahrung der erforderlichen Sicherheitsabstände), um das Twieholz möglichst weit west-
lich, an seiner schmalsten Stelle zu queren; 
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b) Technische Ausführung in geschlossener Bauweise, möglichst in der tiefen geschlossenen Que-
rung als Sonderbauwerk, das das Waldgebiet und die Autobahn gemeinsam unterquert und bei 
dem aufgrund der besonders tiefen Ausführung eine Ausnahme für den Erhalt der Gehölze im 
Schutzstreifen möglich wird; 

c) Falls a) oder b) begründet nicht in Betracht kommen: die Einengung des Arbeitsstreifens, der für 
die Waldquerung erforderlich wird.  

Im Rahmen der Planfeststellung und damit einhergehenden Feintrassierung soll an dieser Stelle ge-
sondert geprüft und sichergestellt werden, dass die Trassierung dieser Waldbestände möglichst ver-
mieden wird oder, falls dies nicht möglich ist, diese schonend und auf gesamter Länge in geschlosse-
ner Bauweise erfolgt. 

Unter Berücksichtigung der für die beschriebene Engstelle benannten Maßnahmen kann einer Vereinbarkeit 
mit den genannten Zielen und Grundsätzen der Raumordnung zum Belang Wald und Forstwirtschaft er-
reicht werden. 
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Hochwasserschutz“ gem. Kap. III Abs. 2.5.4 Ziffer (4) RROP-GB 2008 auf der 
Grundlage von Abs. 3.2.4 Ziffer 12 LROP 2022 umfassen förmlich festgesetzte Überschwemmungsgebiete 
und auf der Grundlage eines hundertjährlichen Bemessungshochwassers für den Freiraum ermittelte Über-
schwemmungsbereiche, die nach § 92 a NWG der Festsetzung als Überschwemmungsgebiet bedürfen. Alle 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen müssen mit der vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar 
sein. Der Trassenverlauf berührt die genannte Festlegung im Bereich der Fuhseniederung (zwischen Km 16 
und 18) und quert das für den Hochwasserschutz festgelegte Gebiet auf gesamter Breite. Für den Bereich 
von Hochwasserschutzgebieten können im Bedarfsfall seitens der Vorhabenträgerin technische Maßnah-
men zur Leitungssicherheit getroffen werden. Im konkreten Fall wird eine Ausführung des Leitungsbaus in 
einem Sonderbauwerk mit geschlossener Querung des Fließgewässers Fuhse geplant. Das Einbeziehen der 
Niederungs- und Überschwemmungsbereiche in diese Sicherungsmaßnahmen, wie von der Vorhabenträge-
rin vorgesehen, werden seitens der Landesplanungsbehörde begrüßt. Bei entsprechender Ausführung in 
dieser Form ist eine Beeinträchtigung des Hochwasserschutzes nicht zu erwarten. Oberirdische bauliche 
Maßnahmen innerhalb des „Vorranggebiets Hochwasserschutz“ sind nicht vorgesehen. Eine Zielkonformität 
kann daher insgesamt betrachtet als gegeben angesehen werden.   
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Trinkwassergewinnung“ gem. Abs. 3.2.4 Ziffer 03 RROP-H 2016 auf der 
Grundlage von Abs. 3.2.4 Ziffer 09 LROP 2022 dient der Deckung des Bedarfs an Trink- und Brauchwasser. 
Diese Vorranggebiete umfassen i. d. R. die Schutzzonen I-IIIB der festgesetzten Wasserschutzgebiete sowie 
weitere Trinkwassergewinnungsgebiete. Alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in diesen Ge-
bieten müssen mit der vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein. Der Trassenverlauf berührt die ge-
nannte Festlegung im konkreten Fall des Trinkwassergewinnungsgebietes Burgdorfer Holz mit aktiven 
Wassergewinnungsanlagen im Bereich der Km 11 bis 14. Dieses ist sowohl im LROP als auch im RROP-H 
entsprechend festgelegt. Im weiteren Verlauf des Trassenkorridors der „Mittevariante“ wird mit dem Trink-
wassergewinnungsgebiet Wehnsen ein weiteres Trinkwassergewinnungsgebiet mit aktiven Wassergewin-
nungsanlagen randlich berührt, welches im LROP entsprechend festgelegt ist. Eine Festsetzung beider Ge-
biete als Trinkwasserschutzgebiet besteht nicht. Zur möglichen Beeinträchtigung von Anlagen zur Trink-
wassergewinnung und zum Wassertransport innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebietes Burgdorfer 
Holz gingen im Rahmen der Beteiligung Hinweise des Wasserverbands Peine ein.  
In Bezug zur Trinkwassergewinnung ergehen folgende Maßgaben 2 und 3 für das weitere Verfahren: 
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Maßgabe 2: Bezüglich der Parallelverlegung bzw. Querung der Leitungsinfrastruktur (Trinkwasser, 
Abwasser) des Wasserverbands Peine ist auf Grundlage der Stellungnahme des Wasserverbands 
eine Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde und dem Betreiber der Infrastruktur erforderlich 
und frühzeitig zu suchen. 
 
Maßgabe 3: Bei der Durchquerung des Trinkwassergewinnungsgebietes „Burgdorfer Holz“ (festge-
legt als Vorranggebiet Trinkwassergewinnung) ist der Schutz des Trinkwassereinzugsgebiets zu be-
achten, insbesondere gelten hierfür die Hinweise zum Boden- und Grundwasserschutz, die der Was-
serverband Peine in seiner Stellungnahme gemacht hat (bspw. zur Vermeidung von Boden- und 
Grundwasserverunreinigungen, zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, zu Schutz- und Kon-
trollmaßnahmen), als Grundlage. Zudem wird die Erstellung eines hydrogeologischen Gutachtens und 
eines Beweissicherungskonzepts für diese Bereiche empfohlen (siehe Stellungnahme LBEG). 

 
Innerhalb der Bauphase können gemäß der Vorhabenträgerin baubedingte Beeinträchtigungen durch z. B. 
Erhöhung der Verschmutzungsgefährdung auftreten. Raumbedeutsame und entsprechend in Raumord-
nungsplänen festgelegte Trinkwasserleitungen müssen zwar nicht gequert werden, jedoch werden Querun-
gen von weiteren Verteilleitungen zur Trinkwasserversorgung, auf die der Wasserverband Peine in seiner 
Stellungnahme hingewiesen hat, erforderlich. Die darin enthaltenen Hinweise zur baulichen Ausführung der 
Leitungsverlegung sind bei der weiteren Vorhabenplanung zu berücksichtigen. Während des Betriebs der 
Gasleitung sind keine dauerhaften negativen Auswirkungen auf das Vorranggebiet zu erwarten, sodass bei 
Berücksichtigung der zuvor genannten Hinweise aus der Beteiligung eine Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
diesem Ziel der Raumordnung festgestellt werden kann. 
 
Ergänzend zu den vorgenannten Festlegungen werden im RROP-GB 2008 „Vorbehaltsgebiete Trinkwasser-
gewinnung“ festgelegt. Diese dienen gemäß Kap. III. Abs. 2.5.2 Ziffer 07 der langfristigen Sicherung der 
Trinkwasserversorgung bedeutsamer Wasservorkommen bzw. bezeichnen solche Gebiete, die vormals als 
„Vorranggebiete Trinkwassergewinnung“ festgelegt waren, die aber unterdessen aufgrund der Stilllegung 
von Wassergewinnungsanlagen aufgegeben wurden. Im Verlauf des Trassenkorridors der „Mittevariante“ 
sind zwei Gebiete im Bereich der Km 19 bis 23 sowie im Bereich der Km 25 bis 28 betroffen, die direkt von 
einer möglichen Trassenführung gequert werden würden. Trinkwasserschutzgebiete sind in beiden Berei-
chen nicht festgesetzt; es gab zudem keine bekannten Hinweise auf aktive Brunnen oder sonstige Wasser-
gewinnungsanlagen. Da der Festlegungstyp wie zuvor beschrieben solche Gebiete sichert, in denen i. d. R. 
keine aktive Trinkwassergewinnung mehr erfolgt, können die Auswirkungen der Vorhabenplanung vernach-
lässigt werden. Zudem gab es im Beteiligungsverfahren keine Hinweise auf vorzusehende Maßnahmen, die 
in diesen Gebieten bei der Realisierung (Bau und Betrieb) der Gasleitung zu berücksichtigen wären. 
 
Die Festlegung „Vorranggebiet Windenergienutzung“ gem. des Sachlichen Teilprogramms Windenergie Re-
gion Hannover 2025, Ziffer 02 bzw. Kap. IV Abs. 3.4.1 RROP-GB 2008 auf der Grundlage von Abs. 4.2 Ziffer 
01 / 04 LROP 2022 bezieht sich auf Gebiete, die als für die Nutzung der Windenergie geeignete raumbe-
deutsame Standorte festgelegt werden. Im Planungsraum der Region Hannover sind jeweils eine Teilfläche 
des Vorranggebiets Ahrbeck-Heeßel (4) (zwischen den Trassen-Km 1 und 2) sowie zwei Teilflächen des Vor-
ranggebiets Arpke-Dollbergen (17) (zwischen den Trassen-Km 12 und 13) von der Führung des Trassenkor-
ridors der Vorzugsvariante „Mittevariante“ betroffen. Bei letzterem soll eine größere Teilfläche direkt ge-
quert werden, bei der weiteren Teilfläche liegt nur eine randliche Betroffenheit vor. 
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Mit Stand der geltenden 1. Änderung des RROP, „Weiterentwicklung der Windenergienutzung“ aus dem Jahr 
2020 quert der Vorzugstrassen-Korridor „Mittevariante“ etwa im Bereich der Trassen-Km 13 bis 15, zwi-
schen Arpke und Oelerse das „Vorranggebiet Windenergienutzung“ PE Edemissen Oelerse PE 1 Erweite-
rung, in dem bereits am Netz befindliche Windenergieanlagen bestehen.  

Für alle betroffenen „Vorranggebiete Windenergienutzung“ gilt dabei: Eine Querung und damit eine Verein-
barkeit dieser Vorranggebiete mit Leitungsinfrastruktur ist grundsätzlich möglich, sofern die Gasleitung mit 
der vorrangigen Nutzung – dem Bau und Betrieb von Windkraftanlagen- vereinbar ist. Eine Querung eines 
bestehenden Vorranggebiets kann u. U. ebenfalls vereinbar sein, wenn bspw. bereits Bestandsleitungen 
hindurch verlaufen und der zusätzliche Leitungsverlauf eine Bündelung darstellt. Zur Zielvereinbarkeit ge-
hört bei der Planfeststellung (Feintrassierung) ebenfalls das Ermöglichen von erforderlichen Repowering-
Maßnahmen innerhalb der festgelegten Vorranggebiete und das Einhalten von Schutzabständen zur Sicher-
stellung eines benachbarten Betriebs beider Infrastrukturen. Gemäß der in den Antragsunterlagen ange-
führten, aus Sicht der Gasleitungsbetreiber geltenden Richtlinien des DVGW ist ein Sicherheitsabstand von 
25 bis 35 Metern zwischen der Gasleitung und dem Mastfuß einer Windenergieanlage erforderlich. Eine 
Überlagerung der Gasleitung von dem sich drehenden Rotorblatt ist möglich. Da Windenergieanlagen nach 
heutigem Stand der Technik und aktueller Größe der Anlagen untereinander deutlich größere Abstände ein-
halten müssen (zum Teil mehrere Hundert Meter), kann die Trassierung einer zusätzlichen Gasleitung auch 
durch ein bestehendes, bereits bebautes „Vorranggebiet Windenergienutzung“ als vereinbar mit diesem Ziel 
der Raumordnung eingeschätzt werden. Eine erste Trassierung des Verlaufs der „Mittevariante“, die Be-
standteil der Unterlagen ist, konnte belegen, dass eine Trassenführung unter Einhaltung von mindestens 
70 Metern zu bestehenden oder geplanten Anlagen, deren voraussichtlicher Standort bereits bekannt ist, 
eingehalten werden kann. Eine Nichtvereinbarkeit bestünde dann, wenn durch die Realisierung des Vorha-
bens der Bau und Betrieb von Windenergieanlagen oder deren Erschließungswege verhindert oder zumin-
dest erheblich behindert würde. Für den weiteren Planungsverlauf ergeht hierzu folgende Maßgabe 4:  

Bei der Querung der festgelegten Vorranggebiete Windenergienutzung „Ahrbeck-Heeßel (4)“, „Arpke-
Dollbergen (17)“ und „PE Edemissen Oelerse PE 1 Erweiterung“ ist eine frühzeitige und kontinuierli-
che Abstimmung mit den in den genannten Gebieten tätigen Betreibern der Windenergieanlagen so-
wie den zuständigen Genehmigungsbehörden (untere Immissionsschutzbehörden) erforderlich, um 
eine Vereinbarkeit mit diesem Ziel der Raumordnung zu gewährleisten, beide raumbedeutsame Pla-
nungen miteinander vereinbar auszugestalten und ein zukünftiges Repowering der Windenergieanla-
gen nicht zu beeinträchtigen.  

Nachweislich der vorliegenden Unterlagen ist eine Abstimmung mit den im Gebiet tätigen Windenergieanla-
gen-Betreibenden, unter Nennung möglicher Repowering-Standorte, bereits erfolgt, sodass die Herstellung 
der Vereinbarkeit beider Planungen anzunehmen ist. Die geplanten Vorhaben sollen dazu weiter aufeinan-
der abgestimmt werden.  
 
Die Festlegung von „Vorbehaltsgebieten Rohstoffgewinnung“ gem. Kap. III Abs. 2.3 Ziffer (4) RROP-GB 2008 
dient der Sicherung des längerfristigen Abbaus (Erweiterungen und Neuaufschlüsse) regional bedeutsamer 
oberflächennaher Rohstoffvorkommen. Zur Umsetzung dieses langfristigen regionalplanerischen Grundsat-
zes sollen alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen so abgestimmt werden, dass die Eignung 
und besondere Bedeutung der Gebiete bestmöglich gewahrt bleibt. Im Trassenverlauf der „Mittevariante“ 
ist ein im RROP 2008 für den Großraum Braunschweig festgelegtes „Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung“ 
von der Trassenführung betroffen: Im Stadtgebiet von Peine, zwischen den Ortsteilen Stederdorf und Dut-
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tenstedt, im Bereich der Km 27 bis 28, ist eine Lagerstätte für Kiessand als solches festgelegt. Der Festle-
gung liegt die Eintragung der Lagerstätte in der Rohstoffsicherungskarte des Landesamts für Bergbau, 
Energie und Geologie Niedersachsen (LBEG) als Lagerstätte 2. Ordnung, von volkswirtschaftlicher Bedeu-
tung, der Rohstoffart Kiessand zugrunde. Innerhalb der Lagerstätte liegen zum Teil bereits ausgebeutete 
und rekultivierte Bereiche sowie ein aktiver Abbau im östlichen Teil des festgelegten Gebiets. 
Die Verlegung erdverlegter Leitungen steht dauerhaft einem Bodenabbau für die Rohstoffgewinnung min-
destens in der vom eigentlichen Leitungsverlauf und dem Schutzstreifen benötigten Fläche entgegen, da 
dort die Rohstoffe nicht abgebaut werden können. Als Vorbehaltsgebiet mit der Bindungswirkung eines 
Grundsatzes der Raumordnung kann diese Festlegung jedoch begründet und nach einer erfolgten Abwä-
gung gegenüber anderen Raumnutzungen zurückgestellt werden. Beim vorliegenden Vorhaben ist dies so 
vorgesehen, da es anhand der Antragsunterlagen mit dem überragenden öffentlichen Interesse des Aus-
baus der Wasserstoff-Infrastruktur begründet worden ist. Dieser Einschätzung kann aus raumordnerischer 
Sicht gefolgt werden. Anhand der vorliegenden Unterlagen ist zu erkennen, dass innerhalb des Trassenkorri-
dors eine Grobtrasse möglich ist, die aktive Abbaubereiche und bereits rekultivierte Flächen umgeht. Eine 
solche Trasse, die den aktiven Abbau östlich umgeht und gleichzeitig einen Abstand zum vorhandenen Sied-
lungsbereich von Duttenstedt hält, sollte im weiteren Verfahren bevorzugt werden, um die Raumverträg-
lichkeit zu verbessern.  
In der Beteiligung gingen Hinweise der zuständigen Fachbehörde des Landes, des Landesamts für Bergbau, 
Energie und Geologie des Landes Niedersachsen ein, die im Wesentlichen Hinweise für das weitere Verfah-
ren (zu beteiligende Akteure, Erstellung von Gutachten, Berücksichtigung von fachlichen Empfehlungen/Ge-
ofakten bei der weiteren Planung) beinhalten. Diese sind unter den zu berücksichtigenden Hinweisen zu die-
ser Entscheidung vermerkt. Das betroffene Rohstoffunternehmen, dessen Abbaubereich innerhalb des 
Trassenkorridors liegt, wurde bereits zur Antragskonferenz beteiligt und hat keine Stellungnahme abgege-
ben. Eine Trassierung innerhalb des Trassenkorridors der „Mittevariante“, aber außerhalb der aktiven Ab-
baubereiche bleibt möglich. 
 
Die Festlegung „Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft“ (hohes Ertragspotenzial des Bodens) gem. Abs. 3.2.1 Zif-
fer 02 RROP-H 2016 bzw. „Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft“ (aufgrund des hohen, natürlichen, standortge-
bundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials) gem. Kap. III Abs. 2.1 Ziffer (6) RROP-GB 2008, beide auf 
der Grundlage von Abs. 3.2.1 Ziffer 01 LROP 2022, umfasst in beiden Planungsräumen Gebiete zum Schutz 
einer nachhaltigen Landbewirtschaftung, die aufgrund ihres hohen Ertragspotenzials als besondere hoch-
wertige Flächen definiert und entsprechend als Vorbehaltsgebiete festgelegt wurden. Diese Grundsatzfest-
legung beider RROPs betrifft den Trassenkorridor-Verlauf der „Mittevariante“ großräumig. In der Untersu-
chung der Vorhabenträgerin wurde dabei diese Festlegung in keine Raumwiderstandsklasse eingeteilt, da 
keine dauerhaften Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit zu erwarten sind. Die Auswir-
kungen beschränken sich auf die Bauphase, während derer der Ackerboden ausgehoben wird und die Fläche 
des Arbeits- und Schutzstreifens temporär nicht für die Landwirtschaft zur Verfügung steht. Nach Verfül-
lung des Arbeitsstreifens ist dagegen eine landwirtschaftliche Nutzung wieder uneingeschränkt und ohne 
dauerhafte Veränderung der Ertragsfähigkeit möglich. Dies setzt eine fachgerechte Zwischenlagerung und 
ein Wiedereinbauen unter möglichst originaler Beibehaltung der Bodenhorizonte voraus. Die geringfügigen, 
temporären Auswirkungen ordnen sich dem Erfordernis des Leitungsausbaus daher unter und sind unter 
raumordnerischen Aspekten vertretbar.  
Während der Antragskonferenz wurde von mehreren Seiten die Prüfung einer möglichen Versetzung der 
Station Woltorf als Verknüpfungspunkt der geplanten Gasleitung an das bestehende Gasnetz angesprochen. 
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Hintergrund war die zentrale Lage der Station innerhalb einer größeren zusammenhängenden, landwirt-
schaftlich genutzten Fläche, welche ebenfalls als „Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft“ im RROP-GB 2008 
festgelegt ist. Eine Einschränkung der Nutzbarkeit der Landwirtschaftsflächen insbesondere mit großen 
Maschinen wurde von den Einwendern erwartet, sofern die Station an der geplanten Stelle errichtet werden 
würde. Hierzu kann zunächst festgehalten werden, dass der Standort der Station Woltorf nicht Gegenstand 
desvorliegenden Prüfverfahrens ist, sondern durch den Verlauf der Bestandsleitungen ETL 25 und ETL 103 
sowie durch die in der Planung bereits weiter fortgeschrittene ETL 186 (Peine – Salzgitter) vorgegeben wird. 
Für die ETL 186 ist die raumordnerische Prüfung bereits erfolgt und mit einer Erklärung vom 02.05.2023 
abgeschlossen. Auf die Durchführung einer förmlichen RVP konnte verzichtet werden. Derzeit werden die 
Unterlagen für das anstehende Planfeststellungsverfahren, das in Kürze eingeleitet werden soll, erstellt. 
Der Standort der Station ergibt sich aus dem Knotenpunkt der genannten Leitungen. Aus den vorliegenden 
Antragsunterlagen geht dazu hervor, dass die Vorhabenträgerin, die auch für dieses Projekt Vorhabenträge-
rin ist, für die Station Woltorf Anfang 2026 den Bauantrag beim zuständigen Bauamt gestellt hat. Zum 
maßgeblichen Zeitpunkt der Antragstellung dieses Verfahrens ist zudem die Planung und Realisierung der 
Station im entsprechenden Planfeststellungsverfahren schon weit fortgeschritten.  
Zusammenfassend ist aufgrund erfolgter Prüfungen in anderen Verfahren sowie der weit fortgeschrittenen 
Planungsreife keine Alternativenprüfung für den Standort des Verknüpfungspunktes an der Station Woltorf 
innerhalb des Verfahrensschrittes der Prüfung einer RVP durchzuführen. 
Unabhängig davon kann die vorgeschlagene Versetzung der Station Woltorf in Richtung des westlich an-
grenzenden Industriegebiets raumordnerisch nicht befürwortet werden, da es sich um ein im RROP-GB 
2008 festgelegtes „Vorranggebiet Industrielle Anlagen“ handelt. Die Vereinbarkeit einer solchen Absperrsta-
tion für Gasleitungen mit den am dortigen Standort vorhandenen Logistik- und Gewerbebetrieben sowie 
insbesondere Produktionsanlagen kann auf raumordnerischer Ebene nicht uneingeschränkt erklärt werden - 
dies bezieht sich insbesondere auf Sicherheitsaspekte und Abstandserfordernisse, die relevant werden kön-
nen. Zudem besteht kein Zusammenhang zwischen der Gasleitung und einer möglichen Gasversorgung der 
dort ansässigen Betriebe.  
Da mit dem geplanten Standort der Station Woltorf eine Fläche verfügbar ist, die raumordnerisch vertretbar 
ist und sich privatrechtlich bereits in Besitz der Vorhabenträgerin befindet, wird aus den genannten Gründen 
in dieser Prüfung keine Befugnis erkannt, eine Alternativenprüfung für den Standort der Station im Weiteren 
vorzusehen. 
 
Für die folgenden, raumordnerisch festgelegten Bestandteile der regionalen und überregionalen Verkehrs-
wegeinfrastruktur werden im Leitungsverlauf der geplanten Gasleitung Kreuzungen erforderlich:  
 
a) Straßenverkehr (gem. Abs. 4.1.3 Ziffer 03 LROP und Abs. 4.1.5 Ziffer 01 RROP-H 2016 / Kap. IV Abs. 1.4 

Ziffer (2) RROP-GB 2008) 
• Bundesautobahn BAB 2 östlich von Peine-Essinghausen, festgelegt als „Vorranggebiet Autobahn“ 

im LROP und im RROP-GB 2008, 
• Bundesstraße 443 südlich von Burgdorf, festgelegt als „Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße“ im 

LROP und im RROP-H 2016, 
• Landesstraße 412 zwischen Burgdorf und Immensen, festgelegt als „Vorranggebiet Straße von re-

gionaler Bedeutung“ im RROP-H 2016, 
• Kreisstraße 123 zwischen Wedel und Burgdorf, Kreisstraße 131 nordöstlich von Arpke und Kreis-

straße 125 zwischen Sievershausen und Schwüblingsen, jeweils festgelegt als „Vorranggebiet 
Straße von regionaler Bedeutung“ im RROP-H 2016, 
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• Bundesstraße 444 nördlich von Peine-Stederdorf, festgelegt als „Vorranggebiet Hauptverkehrs-
straße“ im LROP und im RROP-GB 2008, 

• Landesstraße 387 zwischen Oelerse und Dollbergen, Landesstraße 320 zwischen Abbensen und 
Oedesse, jeweils festgelegt als „Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung“ im RROP-GB 
2008, 

• Kreisstraße 75 nördlich von Peine-Stederdorf, festgelegt als „Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße“ 
im RROP-GB 2008. 
 

b) Schienenverkehr (gem. Abs. 4.1.2 Ziffer 04 LROP und Abs. 4.1.2 Ziffer 01+02 RROP-H 2016 / Kap. IV 
Abs. 1.3 Ziffer (2) RROP-GB 2008) 
• Bahnstrecke Lehrte – Celle nördlich von Aligse, festgelegt als „Vorranggebiet Haupteisenbahnstre-

cke“ im LROP und als „Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke“ im RROP-H 2016, 
• Bahnstrecke Lehrte – Berlin östlich von Immensen-Arpke, festgelegt als „Vorranggebiet Hauptei-

senbahnstrecke“ im LROP und als „Vorranggebiet Haupteisenbahnstrecke (mit Regionalverkehr)“ 
im RROP-H 2016. 
 

Um eine möglichst konfliktfreie Kreuzung der Infrastrukturen zu erreichen, sollte eine frühzeitige Abstim-
mung mit den zuständigen Behörden bzw. Infrastrukturbetreibenden durchgeführt werden, dabei bautech-
nische und zeitliche Modalitäten der Infrastrukturkreuzungen eng abgestimmt und Kreuzungsverträge ge-
schlossen werden (siehe bspw. Hinweise der DB AG – DB Immobilien). Die Abstimmungen sind mit den fol-
genden Stellen vorzusehen: 

• Autobahn GmbH des Bundes (Niederlassung Nordwest) und Fernstraßen-Bundesamt für die Kreu-
zung der Bundesautobahn BAB 2, 

• Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr für die Kreuzung der Bundes- und Landessstra-
ßen, 

• Straßenbauverwaltungen / Straßenbaulastträger der Region Hannover und des Landkreises Peine 
für die Kreuzung der Kreisstraßen, 

• DB AG – DB Immobilien für die Kreuzung der DB-eigenen Eisenbahnstrecken. 
 
Zudem wird bei der Realisierung der Gasleitung im Trassenkorridor der Vorzugstrasse „Mittevariante“ im 
Bereich der Fuhseniederung zwischen Abbensen und Oelerse die Querung eines „Vorranggebiets Regional 
bedeutsamer Wanderweg“ (Wasserwandern) erforderlich. Gemäß Kap. III. Abs. 2.4 Ziffer 12/13 RROP-GB 
2008 sind diese zur Anbindung regional bedeutsamer Erholungsgebiete an größere Siedlungsbereiche und 
zur Verbindung dieser Erholungsbereiche untereinander festgelegt. Der Verlauf der Fuhse ist so als Wasser-
wanderweg regionaler oder überregionaler Bedeutung gesichert und dient der Vernetzung der bedeutsamen 
Erholungsbereiche. Der Bereich der Fuhseniederung wird vom Vorhaben laut vorliegender Unterlagen in ei-
nem Sonderbauwerk unterquert. Eine Verlegung der Gasleitung in offener Bauweise zur Querung der Fuhse 
als Fließgewässer II. Ordnung ist nicht vorgesehen. Somit ergibt sich keine dauerhafte Unterbrechung der 
Verbindungsfunktion dieses regional bedeutsamen touristischen Weges. Etwaige kurzzeitige, baubedingte 
Einschränkungen der Nutzbarkeit des Weges sind vertretbar und schränken die Zielvereinbarkeit des Vorha-
bens mit diesem Ziel der Raumordnung nicht ein. 
 
Das geplante Vorhaben quert an diversen Stellen vorhandene Leitungsinfrastruktur bzw. soll mit diesen Be-
standsleitungen soweit technisch möglich in Parallellage geführt werden. „Vorranggebiete Leitungstrasse“ 
(ab 110 kV) und „Vorranggebiete Rohrfernleitung“ sind gem. Abs. 4.2.2 Ziffer 01 RROP-H 2016 / Kap. IV Abs. 
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3.3 Ziffer (3) RROP-GB 2008 zur Sicherung und Entwicklung der regionalen Energieversorgung erforderlich 
und sind deshalb in der Zeichnerischen Darstellung des RROP jeweils als Vorranggebiete festgelegt. Im Ver-
lauf der „Mittevariante“ werden mehrere Querungen von bestehenden 110 kV-Freileitungen (zwischen 
Burgdorf und Immensen, westlich von Oelerse sowie südöstlich von Abbensen), Gasleitungen (festlegt nur 
im Planungsraum des Großraums Braunschweig: nördlich von Oelerse sowie östlich von Abbensen) und Erd-
ölleitungen (südöstlich von Abbensen sowie zwischen Peine-Essinghausen und Peine-Duttenstedt). Die ge-
plante Gasleitung stellt gegenüber der Bestandsinfrastruktur keinen Konflikt dar, sofern der Trassenverlauf 
im Rahmen der Planfeststellung (Feintrassierung) mit den von der Kreuzung betroffenen Leitungsnetzbe-
treibenden abgestimmt wird. Technisch erforderliche Sicherheits- bzw. Schutzabstände sind bei der Que-
rung der Bestandinfrastruktur und bei etwaiger Parallelführung entsprechend zu definieren, sodass sich 
während der Bauphase des Vorhabens keine Beeinträchtigungen für den Betrieb der Bestandsinfrastruktur 
ergeben. Insofern ist im weiteren Verfahren eine enge Abstimmung mit den anderen betroffenen Infrastruk-
turbetreibern erforderlich, aus raumordnerischer Sicht ergibt sich kein Zielkonflikt mit der zu kreuzenden 
Leitungsinfrastruktur. 
 
Im Zuge der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange im Vorfeld der Antragskonferenz 
wurden aus kommunaler Sicht mehrere Hinweise auf bestehende oder aktuell geplante Bauleitplanungen 
bzw. Siedlungserweiterungen im Umfeld des Trassenkorridors der „Mittevariante“ genannt, aus denen sich 
ggf. gegenseitige Beeinträchtigungen ergeben könnten. Auf diese möglichen planerischen „Engstellen“ soll 
nun kurz einzeln eingegangen werden: 

a) Engstelle nördlich von Kolshorn (Stadt Lehrte) 

Von der Stadt Lehrte erfolgte im Rahmen der Beteiligung zur Antragskonferenz der Hinweis, dass am Be-
ginn der Trassierung im Umfeld des Verknüpfungspunktes Kolshorn eine Trassierung in östlicher Richtung 
zwischen der Ortslage von Kolshorn und dem Friedhof des Ortes erforderlich wird, da keine sonstigen geeig-
neten Trassen zur Verfügung stehen.  

Unter Einhaltung der notwendigen Sicherheitsabstände von jeweils 20 Metern zur bebauten Ortslage und 
zum Friedhof ist bei einer derzeitig zur Verfügung stehenden Breite von mind. 150 Metern davon auszuge-
hen, dass in der Feintrassierung im Planfeststellungsverfahren eine konfliktfrei zu realisierende Trasse in 
diesem Abschnitt gefunden werden kann. 

b) Siedlungsentwicklung Oelerse und Abbensen (Ortsteile der Gemeinde Edemissen) 

Der Trassenkorridor der Vorzugsvariante „Mittevariante“ verläuft von Westen kommend nördlich an Oelerse 
vorbei und schwenkt nordöstlich von Abbensen in südliche Richtung, wo er östlich der Ortslage von Abben-
sen weiter Richtung Süden verläuft. Die Gemeinde Edemissen weist in ihrer Stellungnahme im Vorfeld zur 
Antragskonferenz diesbezüglich auf eine mögliche Einschränkung der Siedlungsentwicklung von Oelerse 
nach Norden hin sowie auf den Geltungsbereich ihres zuletzt in Kraft getretenen Bebauungsplans Nr. 70 „Im 
Heidblick II“ im Ortsteil Abbensen hin. 

Aus raumordnerischer Sicht kann festgehalten werden, dass es sich bei Oelerse um einen Ortsteil der Ge-
meinde Edemissen mit etwa 500 Einwohner*innen handelt; der Ortsteil übernimmt keine zentralörtliche 
Funktion. Die städtebauliche Entwicklung für zusätzliche Wohnbauflächen ist daher auf das Maß der Eigen-
entwicklung zu beschränken, wodurch sich keine größeren Erweiterungen nach Norden hin ableiten lassen. 
Auch wenn der Trassenkorridor in einem geringen Abstand zu der bestehenden Bebauung nördlich entlang 
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verläuft, so wird durch die bereits vorliegende Grobtrassierung deutlich, dass eine Trassenfindung möglich 
ist, die einen größeren Abstand einhält. Die Trassierung soll in diesem Bereich aufgrund der erforderlichen 
Unterquerung der Fuhseniederung in einem Sonderbauwerk in geschlossener Bauweise erfolgen.  

Unter Freihaltung des Sicherheitsstreifens beiderseits der Leitung sowie des aus Betreibersicht erforderli-
chen Sicherheitsabstands von 20 Metern zur Bebauung ist eine Trassierung im Ausnahmefall auch im Nah-
bereich der Ortslagen möglich, wenn der freizuhaltende Korridor bspw. als Grünstreifen/Grünzug innerhalb 
der Bebauung geplant wird. 

Im Fall des Bebauungsplans Nr. 70 „Im Heidbleck II“ kann festgehalten werden, dass der Planungskorridor 
der Vorzugsvariante grundsätzlich den Geltungsbereich des Bebauungsplans teilweise überlagert. In der 
vorliegenden Grobtrassierung wird erkennbar, dass eine Leitungsverlegung östlich des Wirtschaftsweges, 
der die Grenze der bebauten Ortslage von Abbensen bildet (in Nord-Süd-Richtung verlaufender Weg östlich 
des Kreisverkehrs an der Edemisser Landstraße), geplant ist. In dessen südlicher Verlängerung bildet der 
Wirtschaftsweg ebenfalls die östliche Begrenzung des Geltungsbereichs des angesprochenen Bebauungs-
plans. Laut der Grobtrassierung soll zur bereits bestehenden Bebauung in den Straßen Borweg, Zum Kakel-
berg und Zum Halbser Teich ein Abstand von mindestens 30 Meters zur Bebauung eingehalten werden. In-
sofern kann bei einer Verlegung östlich des vorhandenen Weges und bei Einhaltung eines Sicherheitsab-
stands von mindestens 20 Metern zur Bebauung (gemäß DVGW-Vorgabe) keine Beeinträchtigung der Sied-
lungsentwicklung festgestellt werden. Eine Orientierung des Leitungsverlaufs parallel zu bestehenden Stra-
ßen und Wirtschaftswegen ist aus Sicht der Raumordnung zu begrüßen. Da das in der Stellungnahme der 
Gemeinde Edemissen erwähnte, unterirdisch geplante Nahwärmenetz nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans ist und nicht über dessen Geltungsbereich hinausgehen kann, muss dies auf der Prüfebene der Raum-
verträglichkeit zum jetzigen Stand nicht weiter beachtet werden.  

Von der Gemeinde Edemissen wurde in der Beteiligung weiterhin eine mögliche Umtrassierung des Korri-
dorverlaufs auf eine Führung südlich der Ortslagen von Oelerse und Abbensen angeregt bzw. gefordert. Ver-
wiesen wird in dem Zusammenhang auf eine mögliche Bündelungswirkung mit einer bestehenden Rohr-
fernleitung (Erdöl). Obwohl diese Bündelungsoptionen grundsätzlich zu unterstützen ist, muss in diesem 
konkreten Fall gegenübergestellt werden, dass bei einer Trassierung südlich von Oelerse und Abbensen das 
Fließgewässer der Fuhse und ihr Niederungsbereich an einer Stelle gequert werden müsste, der natur-
schutzrechtlich als Naturschutzgebiet „Fuhsetal“ (NSG BR 065) deutlich strenger geschützt ist als der Be-
reich nördlich der Ortslagen. Eine Verlegung der Gasleitung in diesem Gebiet wäre aufgrund der zu erwar-
tenden negativen Auswirkungen auf das Naturschutzgebiet nur mit erheblich höherem Aufwand zu realisie-
ren und ist aus raumordnerischer Sicht nicht zu befürworten. Zudem müsste bei dieser Option unter Aus-
nutzung der Bündelungsoption mit der bestehenden Erdölleitung berücksichtigt werden, dass eine Lei-
tungsverlegung teilweise innerhalb des bebauten Siedlungsgebiets von Abbensen zwischen Gebäuden (u. a. 
im Nahbereich des Ritterguts Abbensen) hindurch erfolgen müsste und dieser Eingriff eine zwar temporäre, 
aber doch erhebliche Beeinträchtigung darstellt. Da mit der vorliegenden Option der Trassenführung im Kor-
ridor der „Mittevariante“ eine raumverträglich zu realisierende Trasse vorliegt, wird dieser Vorschlag der Ge-
meinde Edemissen nicht weiterverfolgt. 

c) Siedlungsentwicklung Stederdorf (Ortsteil der Stadt Peine) 

Im Beteiligungsverfahren wurden von der Stadt Peine Hinweise auf eine langfristig geplante Siedlungsent-
wicklung im nördlichen Stadtgebiet, als Erweiterungsfläche des Ortsteils Stederdorf abgegeben und eine 
Verschwenkung des Trassenverlaufs nach Norden, bis nördlich der „Wolterschen Bockwindmühle“ angeregt. 
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Zunächst kann wie im vorherigen Fall festgehalten werden, dass der unterirdische Verlauf einer Gasleitung 
keine grundsätzliche Einschränkung der Siedlungsentwicklung bedeutet. Unter Einhaltung des 20-Meter-
Abstands zur Bebauung und Einplanung dieses Schutzstreifens bei der Bauleitplanung, bspw. als Grünzug, 
bleibt eine Wohn- und Gewerbenutzung im Umfeld von Gasleitungen mit wenigen Einschränkungen weiter 
möglich. Die von der Stadt Peine erbetene abweichende Trassierung nördlich der Bockwindmühle würde ein 
Abrücken von der Orientierung an und Bündelung mit bestehender Infrastruktur, wie Wirtschaftswegen, in 
diesem Bereich und eine Trassierung quer über weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen bedeuten sowie 
zu einer deutlichen Verlängerung der Trasse führen. Ausgehend von der Anregung der Stadt Peine ergeht 
zur Verringerung der Beeinträchtigung einer möglichen Siedlungserweiterung folgende Maßgabe 5:  

Im weiteren Verfahren soll geprüft werden, ob eine Trassierung entlang des Wirtschaftsweges zwi-
schen Wendesser Landstraße und Kreisverkehr nördlich von Stederdorf möglich ist, die die Bundes-
straße 444 nördlich des Kreisverkehrs quert und dann weiter nördlich der Ortsumfahrung Stederdorf 
geführt wird. Insbesondere zu prüfen ist dabei, ob der erforderliche Sicherheitsabstand bei dieser 
Trassenführung zwischen der Ortsumfahrung Stederdorf und der vorhandenen Kleingartenanlage 
des Kleingartenvereins Stederdorf „Im Hasenwinkel“ eingehalten werden kann.  

Raumordnerische Bewertung der Umweltbelange: 

Mögliche vorhabenbezogene Umweltauswirkungen wurden gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 ROG in einer über-
schlägigen Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) untersucht. Aufgrund der oben geschilderten potenziellen 
Betroffenheit des EU-Vogelschutzgebiets „Wendesser Moor“ wurde eine eigene Natura 2000-Vorprüfung 
erstellt. Im Folgenden sollen die Erkenntnisse dieser Untersuchungen auf Ebene der überschlägigen Prüfung 
der Umweltauswirkungen auch im Zusammenhang mit den Erkenntnissen aus der Beteiligung zur Antrags-
konferenz bewertet und das Vorhaben insgesamt auf seine Umweltverträglichkeit untersucht werden. 

Der Trassenkorridor der „Mittevariante“ führt auf gesamter Länge weitestgehend über intensiv landwirt-
schaftlich genutztes Offenland (i. d. R. ackerbaulich genutzt). Höherwertige Biotopstrukturen wie extensiv 
genutztes Grünland, Hecken und Baumreihen befinden sich nur punktuell im Trassenverlauf. Flächige Vor-
kommen von höherwertigen Offenland-Habitatstrukturen befinden sich im den zu querenden Auenbereich 
von Burgdorfer Aue und Fuhse, welche mit Sonderbauwerken in geschlossener Bauweise unterquert wer-
den sollen. Die Querung von Waldflächen ist auf einem kurzen Abschnitt an einer Stelle vorgesehen, hierzu 
erfolgte bereits eine Maßgabe zur baulichen Ausführung.  

Nachfolgend werden die in der überschlägigen Prüfung der Umweltauswirkungen behandelten Schutzgüter 
zusammenfassend dargestellt:  

Schutzgut Menschen, insb. die menschliche Gesundheit 

Baubedingt kann das geplante Vorhaben zu temporären Auswirkungen auf die bestehende siedlungsbezo-
gene Fläche haben. Der Vorzugstrassen-Korridor überlagert aufgrund seiner Breite zum Teil bebaute Ort-
schaften, die tatsächliche Trassenführung kann, wie bereits anhand der vorliegenden Grobtrassierung deut-
lich wird, in einem ausreichenden Abstand zur Wohnbebauung realisiert werden. An der bestehenden Sta-
tion Kolshorn verläuft die Trasse am Rand der bestehenden Ortslagen. In den Ortslagen Oelerse und Abben-
sen (Gemeinde Edemissen) sowie Stederdorf (Stadtteil der Stadt Peine) kann die vorläufige Trasse einen 
technisch notwendigen Mindestabstand von 20 m zu den bestehenden Siedlungsflächen einhalten. Weitere 
nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind durch den unterirdischen Betrieb nicht zu erwar-
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ten. Die von der Vorhabenträgerin vorgelegten sicherheitsrelevanten Abstände sind eine wesentliche Vo-
raussetzung, um raumbedeutsame erhebliche und nachhaltige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch zu vermeiden und die Umweltverträglichkeit herzustellen. Weitere Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minderung der Auswirkungen sind im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren zu erfassen und um-
zusetzen.  

Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt gegliedert in die Teilschutzgüter Pflanzen, Tiere und biolo-
gische Vielfalt. Bau- und betriebsbedingt sind Auswirkungen durch die Herstellung des Arbeitsstreifens, die 
Trassenverlegung, die Herstellung und den Erhalt des Schutzstreifens, sowie durch die Wartung der Lei-
tungstrasse zu erwarten. Durch das Vorhaben werden Landschaftsschutzgebiete durchquert, welche ten-
denziell als Lebensräume genutzt werden. Die Vorhabenplanung verläuft im geplanten Vorzugstrassen-Kor-
ridor der „Mittevariante“ zwischen den Km 21 und 24 durch einen Bereich, der westlich und südlich direkt 
angrenzend an das EU-Vogelschutzgebiet „Wendesser Moor“ (EU-Kennzahl DE3627-401, Nummer V56) 
liegt. Eine Auseinandersetzung folgt unter der Natura 2000-Verträglichkeits-Vorprüfung und hat auch an 
dieser Stelle Bestand. Gleiches gilt für das Flora-Fauna-Habitat-Gebiet „Altwarmbüchener Moor“ (EU-Kenn-
zahl DE3525-331, Nummer 328). Die Verträglichkeit des Vorhabens mit den Schutzzwecken des FFH-Ge-
bietes werden im Rahmen des nachgelagerten Planfeststellungsverfahrens anhand einer Natura 2000-Vor-
prüfung geprüft. Für den geplanten Vorzugstrassen-Korridor sind die faunistischen und floristischen Kartie-
rungen ausstehend. Um die Lebensräume von besonders gefährdeten Tier- und Pflanzenarten zu schützten, 
sollten im nachgelagerten Planfeststellungsverfahren Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung für den 
gesamten Leitungsverlauf umgesetzt werden.  

Schutzgut Fläche 

Der geplante Vorzugstrassen-Korridor verläuft überwiegend auf landwirtschaftlich genutzten Flächen. 
Während der Bau- und Betriebsphase der Gasleitungstrasse kommt es durch Zuwegungen, Baustellenein-
richtungen und Lagerung zur temporären Inanspruchnahme von Fläche unterschiedlicher Größe. Eine dauer-
hafte Inanspruchnahme der Fläche erfolgt durch die oberirdischen Stationen Kolshorn und Woltorf. Der 
Standort der Station Woltorf ist nicht Bestandteil der vorliegenden Prüfung, da dieser bereits zuvor mit der 
raumordnerischen Prüfung der ETL 186 grundlegend bestimmt wurde. Zusätzliche dauerhafte Flächeninan-
spruchnahme der Stationen entsteht allein durch den Neubau der Station Woltorf sowie der aufgrund des 
Leitungsneubaus erforderlichen Erweiterung der bestehenden Station Kolshorn. Weiterhin sind Absperrsta-
tionen alle 18 km entlang der Trasse vorgesehen. Aufgrund der unterirdischen Verlegung der Leitungstrasse 
sind darüberhinausgehende Flächeninanspruchnahmen nicht zu erwarten. In Anbetracht der Bedeutung des 
Vorhabens als erdgasverstärkende Leitung des Wasserstoff-Kernnetzes und die Erforderlichkeit des Aus-
baus der Energieinfrastruktur insgesamt kann die geringfügige Flächeninanspruchnahme als vernachlässig-
bar eingeschätzt werden. 

Schutzgut Boden 

Trotz der unterirdischen Bauweise kann der Boden im Bereich des Arbeits- und Schutzstreifen nachhaltig 
beeinträchtigt werden. Baubedingt sind hier Auswirkungen auf den Boden durch das Befahren mit Baufahr-
zeugen, sowie strukturelle des Bodenaufbaus infolge der Grabungsarbeiten zu erwarten. Betriebsbedingt 
ergeben sich keine zusätzlichen Auswirkungen. Im Bereich der „Burgdorfer Aue“ sowie der „Fuhse“ sind 
durch den Vorzugstrassen-Korridor Moorgebiete betroffen. Um die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 
möglichst gering zu erhalten, ergeht ausgehend von Hinweisen aus der Beteiligung die Maßgabe 6:  



 

25 / 37 

Im nachgelagerten Planfeststellungsverfahren soll eine bodenkundliche Baubegleitung vorgesehen 
und ein Bodenschutzkonzept erarbeitet werden.  

Die nicht auszuschließenden negativen Umweltauswirkungen in Form des marginalen Verlustes von natur-
nahen Moorböden sind angesichts der Bedeutung des Vorhabens aus raumordnerischer Sicht als vertretbar 
zu bewerten.  

Schutzgut Wasser 

Innerhalb des Schutzgut Wasser werden die Themenbereiche Grundwasser und Oberflächengewässer be-
handelt. Potenzielle temporäre Auswirkungen auf den Grundwasserkörper während der Bauphase können 
eine Erhöhung der Verschmutzungsgefährdung und eine kleinräumige mengenmäßige Veränderung des 
Grundwasserhaushaltes im Zuge von Bautätigkeiten sein. Baubedingte Auswirkungen sind nach Bauende 
aufzuheben. Betriebsbedingt sind keine Wirkungen zu erwarten. Innerhalb des Trassenkorridors der Grob-
trasse befindet sich das Trinkwassergewinnungsgebiet „Burgdorfer Holz“. Die Belange des Vorranggebietes 
Trinkwassergewinnung wurden bereits unter den raumordnerischen Festlegungen beschrieben und haben 
auch an dieser Stelle bestand. Zur möglichen Beeinträchtigung von Anlagen zur Trinkwassergewinnung und 
zum Wassertransport innerhalb des Trinkwassergewinnungsgebietes sowie zu allgemeinen Schutzmaß-
nahmen innerhalb des Gebiets ergehen die Maßgaben 2 und 3. Für die Trassierung des Vorhabens werden 
Querungen der Fließgewässer II. Ordnung Burgdorfer Aue sowie Fuhse erforderlich. Die Querungen der 
Fließgewässer sollen in einem geschlossenen Verfahren ausgeführt werden, sodass die Auswirkungen als 
gering einzustufen sind. Wesentliche Voraussetzung für die Umweltverträglichkeit des Vorhabens ist die 
Beachtung von Vermeidungsmaßnahmen, welche im nachgelagerten Verfahren zu erarbeiten sind.  

Schutzgut Klima und Luft 

Innerhalb der Schutzgüter Klima und Luft werden die klimatische und lufthygienische Ausgleichsfunktion 
sowie die Klimaschutzfunktion durch Treibhausgasspeicher oder -senken betrachtet. Geprüft wurden mögli-
che Auswirkungen des Vorhabens auf das Klima, Beiträge des Vorhabens zum Klimawandel sowie Verände-
rungen der Luftqualität. Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima sind temporär in der Bauphase zu 
erwarten. Wesentliche betriebsbedingte und dauerhafte Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Im Rahmen 
des nachgelagerten Planfeststellungverfahren werden von der Vorhabenträgerin Maßnahmen vorgesehen, 
um vermeidbare Eingriffe zu unterlassen, erhebliche Auswirkungen zu minimieren und vermeidbare Beein-
trächtigungen zu kompensieren.   

Schutzgut Landschaft 

Innerhalb des Schutzgut Landschaft werden alle für den Menschen sinnlich wahrnehmbaren Erscheinungs-
formen der Umwelt, welche Teile des Landschaftsbildes und des Landschaftserlebens umfassen, themati-
siert. Der Vorzugstrassen-Korridor liegt innerhalb einer naturräumlichen Region und überlagernd landwirt-
schaftliche Fläche, Waldflächen und Landschaftsschutzgebiete. Die zwei Landschaftsschutzgebiete „Obere 
Burgdorfer Aue“ und „Burgdorfer Holz“ sind durch das Vorhaben besonders betroffen. Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild beschränken sich rein auf die Bauphase und sind daher temporär zu betrachten. We-
sentliche betriebsbedingte und dauerhafte Auswirkungen sind aufgrund der unterirdischen Verlegung der 
Leitungstrasse nicht zu erwarten. Lediglich durch die Stationen und die gehölzfrei zu haltenden Bereiche in-
nerhalb des Schutzstreifens sind dauerhafte und minimale Beeinträchtigungen nicht auszuschließen. Auf-
grund der Wichtigkeit des Vorhabens können die minimalen Beeinträchtigungen für dieses Vorhaben ver-
nachlässigt werden.  
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Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Unter dem Begriff des Schutzgut Kulturelles Erbe und Sachgüter werden meist punktuelle und kleinflächige 
Objekte und Nutzungen menschlicher Tätigkeit beschrieben, die nach dem ökosystemaren Ansatz des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in engem Kontakt zur natürlichen Umwelt stehen. 
Verortungen dieser Schutzgüter liegen bspw. als Einträge in einer Datenbank des Nds. Landesamts für 
Denkmalpflege vor. Ausgehend davon erfolgte in der Antragskonferenz ein Hinweis des Landesamts, dass 
sich im Plangebiet Bodendenkmäler befinden könnten und dass insofern die jeweils zuständigen Denkmal-
schutzbehörden beteiligt werden sollen. Erste Analysen zum Vorhandensein von Bodendenkmälern sind 
laut Aussagen der Vorhabenträgerin bereits durchgeführt worden, um Betroffenheiten durch eine ange-
passte Feintrassierung zu vermeiden. 

 

Natura 2000-Verträglichkeit 

Wie zuvor unter dem Punkt der „Vorranggebiete Natura 2000“ bereits aufgeführt, berührt die Planung der 
Erdgasleitung der ETL 188 im Korridor der Vorzugsvariante „Mittevariante“ das Netzwerk der Natura 2000-
Gebiete an zwei Stellen: 

Der Verknüpfungspunkt in Kolshorn (Stadt Lehrte) selbst, der bereits besteht, an dem durch die Anbindung 
der geplanten Leitung aber neue Baumaßnahmen erforderlich werden, liegt in einer Entfernung von ca. 400 
Metern zur Grenze des Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH-Gebiet) „Altwarmbüchener Moor“, welches sich 
westlich befindet. Anhand der vorliegenden Antragsunterlagen erfolgte eine gutachterliche Auseinanderset-
zung mit den gemäß der FFH-Richtlinie in dem Gebiet vorkommenden Lebensraumtypen (Heiden, Hoch-
staudenfluren, verschieden Moortypen und Moorvegetation, Heiden, verschiedene Laubwaldtypen, Moor- 
und Auenwälder) und Zielarten (einzig der Kammmolch) sowie den damit verbundenen Erhaltungszielen und 
der Betroffenheit durch das Vorhaben. Es konnte nachgewiesen werden, dass aufgrund der Entfernung zur 
Grenze des FFH-Gebiets keine direkte Beeinträchtigung geschützter Flächen zu erwarten ist und für den 
Kammmolch als geschützte Zielart in seinen Lebensräumen keine wesentlichen negativen Auswirkungen im 
Sinne einer Störung oder eines Tötungsrisikos erwartet werden muss. Insofern konnte auf die Durchführung 
einer eigenen FFH-Verträglichkeits-Vorprüfung für dieses Gebiet verzichtet werden. Seitens der Vorhaben-
trägerin ist bereits angekündigt worden, dass im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens eine solche Vor-
prüfung für dieses FFH-Gebiet dennoch ergänzend erstellt werden soll, um damit eine Betroffenheit voll-
umfänglich ausschließen zu können. Diesem Vorgehen kann aus raumordnerischer Sicht gefolgt werden. 
Weitere Prüferfordernisse auf Ebene der Prüfung der Raumverträglichkeit werden hierzu nicht erkannt. 

Die Vorhabenplanung verläuft im weiteren Verlauf des geplanten Vorzugstrassen-Korridors der „Mittevari-
ante“ zwischen den Km 21 und 24 durch einen Bereich, der westlich und südlich an das EU-Vogelschutzge-
biet (VSG) „Wendesser Moor“ (EU-Kennzahl DE3627-401, Nummer V56) liegt, welches europarechtlich als 
Be-standteil des Natura 2000-Netzwerks geschützt ist. Gemäß §33 Abs. 1 BNatSchG sind alle Veränderun-
gen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzulässig. Da aufgrund 
der unmittelbaren räumlichen Nähe des Leitungskorridors und insbesondere der vorliegenden Grobtrassie-
rung eine erhebliche Beeinträchtigung des Gebiets nicht ausgeschlossen werden konnte, wurde bereits im 
Rahmen dieser Prüfung der Raumverträglichkeit und überschlägigen Umweltverträglichkeit eine Natura 
2000-Vorprüfung gefordert, die als Bestandteil der Antragsunterlagen (Anlage 1) Gegenstand dieses Prü-
fergebnisses ist. 
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Gemäß den Erhaltungszielen des VSG „Wendesser Moor“ ist die Erhaltung und die Wiederherstellung des 
Erhaltungsgrades insbesondere der wertbestimmenden Anhang I-Arten (Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie) 
und Zugvogelarten (Art. 4 Abs. 2 Vogelschutzrichtlinie) maßgeblich in dem Gebiet. Zusätzlich werden die 
sonstigen maßgeblichen avifaunistischen Bestandteile sowie die Förderung und Erhaltung eines langfristi-
gen überlebensfähigen Bestandes der angesprochenen Arten oder Ziele angeführt.  

Die Vorhabenträgerin konnte mit der vorliegenden Planung der Vorzugstrasse aufzeigen, dass sowohl die 
Leitung als auch der benötigte baubedingte Arbeitsstreifen vollständig außerhalb des VSG „Wendesser 
Moor“ liegt, besonders geschützte Biotope (insbesondere Feuchtgebiete mit Moor- und Torfbestandteilen) 
innerhalb des Gebietes befinden sich mindestens 200 Meter entfernt von der derzeit vorliegenden Planung 
der Grobtrasse. Die möglichen Auswirkungen beschränken sich fast ausschließlich auf die Bauphase und die 
betriebsbedingte Instandhaltung durch die erforderliche Trassenpflege. Sowohl in der Bauphase als auch 
während des Betriebes ist mit Immissionen wie Schall und Licht sowie Erschütterungen, akustischen und 
optischen Störreizen zu rechnen. Aufgrund der unmittelbaren Nähe (30 – 200 m) können Auswirkungen auf 
die betroffenen wertbestimmenden Vogelarten sowie die sonstigen gelisteten Brut- und Gastvögel in dem 
Gebiet nicht ausgeschlossen werden. Diese können empfindlich auf die angesprochenen Reize reagieren, 
aufgeschreckt oder gestört werden. Fluchtreaktionen können ausgelöst werden. Diesbezüglich ist zur Iden-
tifizierung von Vermeidungsmaßnahmen eine detaillierte Brutvogelkartierung vorgesehen. Eine Beeinträch-
tigung der innerhalb des Gebietes, das zugleich Naturschutzgebiet ist, geschützten Stillgewässer und 
Feuchtgrünländer ist aufgrund der baubedingten Wasserhaltungsmaßnahmen ebenfalls nicht auszuschlie-
ßen, da es zu Änderungen im Grundwasserhaushalt im Umfeld der Baumaßnahmen kommen kann. Hierzu 
ist eine Baugrunduntersuchung geplant. 

Schlussfolgernd kann festgestellt werden, dass aufgrund der vorliegenden Voruntersuchung erhebliche Be-
einträchtigungen der Erhaltungsziele des EU-Vogelschutzgebietes ohne das Ergreifen von Maßnahmen 
nicht ausgeschlossen werden können. Grund dafür sind zum einen die wesentlichen Beeinträchtigungen 
durch die Störung der dort ansässigen Brutvogelarten durch Erschütterungen und Lärm. Zudem können 
auch nach nationalem Recht Verbotstatbestände gemäß der geltenden Naturschutzgebiets-Verordnung be-
züglich der Auswirkungen der Veränderungen des Wasserhaushalts nach der überschlägigen Prüfung nicht 
ausgeschlossen werden. Schlussfolgernd ergeht hierzu die folgende Maßgabe 7:  

Im weiteren Verfahren ist eine vollständige Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung für das EU-Vogel-
schutzgebiet „Wendesser Moor“ durchzuführen; bei Bestätigung konkreter wesentlicher Auswirkun-
gen sind geeignete, im Einzelfall artspezifische und ggf. vorgezogene Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen zu definieren, um eine Verträglichkeit des Vorhabens mit den Erhaltungszielen des Ge-
biets herzustellen.  

Aus raumordnerischer Sicht kann die Natura 2000-Verträglichkeit dadurch verbessert werden, wenn sich 
der Trassenverlauf der „Mittevariante“ im Bereich westlich und südlich des VSGs „Wendesser Moor“ an der 
gegebenen Wegeinfrastruktur orientiert und auf der vom Schutzgebiet abgewandten Seite erfolgt, sodass 
ein größerer Abstand möglich wird und die Störungen minimiert bzw. verhindert werden. 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass raumordnerische Festlegungen aus dem LROP sowie den regiona-
len Raumordnungsprogrammen vom Leitungsvorhaben grundsätzlich betroffen sind. Aus diesen ergeben 
sich bei Realisierung des Leitungsvorhabens innerhalb des Korridors der „Mittevariante“ unter Berücksichti-
gung der im Ergebnis aufgeführten und in der Begründung näher hergeleiteten Maßgaben sowie sonstigen 
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Hinweise für das nachgelagerte Verfahren keine wesentlichen Zielkonflikte.  

Abschließend kann aus raumordnerischer Sicht dem Ergebnis der überschlägigen Prüfung der Umweltaus-
wirkungen gefolgt werden, dass der vorliegenden Trassenkorridor „Mittevariante“ ohne erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen, die auf Ebene der Raumordnung erkannt werden können, realisiert werden kann. 
In Bezug auf einzelne Schutzgüter sowie die Natura 2000-Verträglichkeit sind voraussichtlich Maßnahmen 
erforderlich, um negative Vorhabenauswirkungen zur vermeiden bzw. zu vermindern. Eine vertiefte Ausei-
nandersetzung mit den Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter ist hierfür im Planfeststellungsverfahren 
erforderlich.  

Insgesamt wird das Vorhaben bei Beachtung bzw. Berücksichtigung der Maßgaben als raumordnerisch ver-
träglich und zielkonform bewertet. Auf Ebene der Raumordnung ist nach der durchgeführten Antragskonfe-
renz kein weiterer intensiver Abstimmungsbedarf erforderlich. Die Durchführung einer vollständigen Raum-
verträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich, hiervon wird abgesehen und der Anzeige der Vorhaben-
trägerin mit dieser Erklärung stattgegeben. 
 

Folgende Hinweise aus der Beteiligung werden für die weiteren Prüfschritte im Planfeststellungsverfahren 
der zuständigen Behörde mitgegeben: 

• Beteiligung der im Gebiet tätigen, betroffenen Beregnungsverbände und sonstigen Bewässerungs-
rechte-Inhabenden am Planfeststellungsverfahren, 

• Beteiligung der Erdölinfrastruktur (Exxon Mobil Production Deutschland GmbH, Vermilion Energy 
Germany GmbH & Co KG) am Planfeststellungsverfahren, 

• Die im Rahmen der Antragskonferenz bzw. der schriftlichen Beteiligung genannten Stellen sollen 
weiterhin an der weiterführenden Planung des Vorhabens beteiligt werden, 

• Hinweise zur Ausführung der Gewässerquerungen der Gewässer II. Ordnung des Unterhaltungsver-
bands Fuhse-Aue-Erse sind der Stellungnahme des Unterhaltungsverbands zu entnehmen, 

• Neben den bereits genannten erforderlichen Abstimmungen sind zur Prüfung der Vereinbarkeit des 
Vorhabens mit weiteren raumbedeutsamen Maßnahmen frühzeitige Abstimmungen mit Vorhaben-
trägern bzw. formal Zuständigen einzuplanen; dies gilt insbesondere für die erforderlichen Querun-
gen von leitungsgebundener und verkehrlicher Infrastruktur. 

Für das o. g. Vorhaben ist gemäß § 43 EnWG Abs. 1 Nr. 5 ein energiewirtschaftliches Planfeststellungsver-
fahren erforderlich. Die zuständige Behörde ist das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie des Lan-
des Niedersachsen (LBEG). In dem durchzuführenden Planfeststellungsverfahren sind die Erfordernisse der 
Raumordnung zu beachten bzw. zu berücksichtigen. In Vorbereitung auf das Planfeststellungsverfahren er-
hält die zuständige Behörde eine Kopie dieser Erklärung zur Kenntnis. Aufgrund der Betroffenheit von raum-
ordnerischen Festlegungen des Landes-Raumordnungsprogramms ergeht eine Kopie dieser Erklärung auch 
zur Kenntnis an das Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig und das Amt für regionale Landes-
entwicklung Leine-Weser als zuständige Obere Landesplanungsbehörden. Die Region Hannover, Fachbe-
reich Planung und Raumordnung erhält aufgrund der Betroffenheit ihres Planungsraums und ihrer raumord-
nerischen Festlegungen des RROP Region Hannover ebenfalls eine Kopie dieser Erklärung. 

Bei Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Planungen und Maßnah-
men von Personen des Privatrechts, die der Planfeststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung 
der Planfeststellung bedürfen, sind Ziele der Raumordnung zu beachten (§ 4 Abs. 1 ROG). 
In Vorbereitung auf das Planfeststellungsverfahren hat auch die Abstimmung des Vorhabens mit anderen 
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raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu erfolgen. 

Da sich der Regionalverband derzeit in der Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes be-
findet (die Offenlage des 1. Entwurfs des RROP 2025 erfolgte im Frühjahr 2026), wird darum gebeten, den 
Regionalverband als untere Landesplanungsbehörde und Träger der Regionalplanung fortlaufend über die 
weiteren Planungen zum Vorhaben zu informieren und am Planfeststellungsverfahren zu beteiligen. Das 
Gasleitungsvorhaben kann bei entsprechendem Planungsstand als raumbedeutsames „Vorranggebiet Rohr-
fernleitung“ (Erdgas, Wasserstoff) in den jeweiligen Entwurf des neuen RROP aufgenommen und bei In-
krafttreten langfristig auch raumordnerisch vor entgegenstehenden Nutzungen gesichert werden. 

Für die Prüfung der Erforderlichkeit einer Raumverträglichkeitsprüfung werden als Verwaltungsleistung 
Kosten erhoben. Rechtsgrundlage hierfür ist § 1 Abs. 1 des Nds. Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) 
sowie die Kostentarifnummer 71 in der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen 
und Leistungen (Allgemeine Gebührenordnung - AllGO). Hierzu ergeht ein gesonderter Bescheid. 

Mit freundlichen Grüßen 
i. A.  
 
 
 
 
Cornelia Golumbeck 
 
 
Anlage: 
Übersichtskarte der Trassenkorridore und des raumverträglichen Trassenkorridors „Mittevariante“ 
Quellenverzeichnis 
Ergebnisniederschrift der Antragskonferenz vom 03.02.2026 
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Übersichtskarte der Trassenkorridore und der raum- und umweltverträglichen Vorzugsvariante „Mittevari-
ante“ 
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Quellenverzeichnis: 

BUNDESNETZAGENTUR FÜR ELEKTRIZITÄT, GAS, TELEKOMMUNIKATION, POST UND EISENBAHNEN (2024): Genehmigung 
eines Wasserstoff-Kernnetzes gemäß § 28q Abs. 8 S. 1 i. V. m. § 28q Abs. 1, 2, 4, 5, 6 Satz 1 sowie des Abs. 
7 EnWG. 

GASUNIE DEUTSCHLAND TRANSPORT SERVICES GMBH (2025): Antragsunterlagen für die Anzeige des Verzichts auf 
eine Raumverträglichkeitsprüfung für den Neubau der Energietransportleitung (ETL) 188. Verzichtsanzeige 
inkl. Anhänge und Anlage 1. Fassung inkl. Ergänzungen vom 25.03.2026 und 22.04.2026. 

GESETZ ÜBER DIE ELEKTRIZITÄTS- UND GASVERSORGUNG (ENERGIEWIRTSCHAFTSGESETZ - ENWG) vom 7. Juli 2005 (BGBl. 
I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 51). 

GESETZ ZUR PLANUNGS- UND GENEHMIGUNGSRECHTLICHEN BESCHLEUNIGUNG VON ERZEUGUNG, SPEICHERUNG, IMPORT UND 
TRANSPORT VON WASSERSTOFF* (WASSERSTOFFBESCHLEUNIGUNGSGESETZ - WASSERSTOFFBG) vom 29. März 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 84) 

LANDES-RAUMORDNUNGSPROGRAMM NIEDERSACHSEN (LROP): Neubekanntmachung von 2017, in der Änderungs-
verordnung vom 17.09.2022. Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz. 

NIEDERSÄCHSISCHES RAUMORDNUNGSGESETZ (NROG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 
2017 (Nds. GVBl. S. 456 - VORIS 23100 -), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. April 2024 
(Nds. GVBl. 2024 Nr. 31). 

NIEDERSÄCHSISCHES VERWALTUNGSKOSTENGESETZ (NVwKostG) in der Fassung vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 
172 - VORIS 20220 -), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 15. Dezember 2016 (Nds. GVBl. 
S. 301). 

RAUMORDNUNGSGESETZ (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert. 

RAUMORDNUNGSVERORDNUNG (ROV) vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2766), zuletzt durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert. 

REGIONALES RAUMORDNUNGSPROGRAMM FÜR DEN GROßRAUM BRAUNSCHWEIG 2008, in der Fassung der 1. Änderung 
„Weiterentwicklung der Windenergienutzung“ (2020). Regionalverband Großraum Braunschweig.  

REGIONALES RAUMORDNUNGSPROGRAMM REGION HANNOVER 2016, unter Berücksichtigung der 1. bis 3. Änderung. 
Region Hannover.  

REGIONALES RAUMORDNUNGSPROGRAMM REGION HANNOVER – Sachliches Teilprogramm Windenergie 2025. Re-
gion Hannover. 

VERORDNUNG ÜBER DIE GEBÜHREN UND AUSLAGEN FÜR AMTSHANDLUNGEN UND LEISTUNGEN (ALLGEMEINE GEBÜHRENORD-
NUNG - ALLGO -) vom 5. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 171, 1998 S. 501 - VORIS 20220 01 44 00 000 -), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 16. Dezember 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 98). 
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Regionalverband Großraum Braunschweig  
- untere Landesplanungsbehörde -  
 
 
 
„Neubau einer Energietransportleitung ETL 188 von Kolshorn (Region Hannover) nach Peine“ 

Vorhaben der Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 
 
 
Ergebnisniederschrift der Antragskonferenz zur Raumverträglichkeitsprüfung am 03.02.2026 
 
Verfahrensführende Behörde:  Regionalverband Großraum Braunschweig (Regionalverband) 
     Frankfurter Straße 2 in 38122 Braunschweig  

(federführend auch für die Region Hannover) 
 
Konferenzleitung:   Cornelia Golumbeck  
unterstützt durch:    Lucas Strobel  
     Wiebke Quander 
     Melanie Piser 
  
Vorhabenträgerin:   Gasunie Deutschland Transport Services GmbH  
unterstützt durch:   GME GbR c/o Arcadis Germany GmbH 
      
Teilnehmende: Träger öffentlicher Belange, Verbände und sonstige Beteiligte  

 
Zeit:      10:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Ort:      Forum Peine 
 
 
Hinweis:  
Die Präsentationen (PPT Regionalverband, PPT Gasunie) und weitere Informationen zur Raumverträglich-
keitsprüfung finden Sie unter dem nachfolgenden Link: https://www.regionalverband-braun-
schweig.de/raumvertraeglichkeit/energietransportleitung-etl188 
  

https://www.regionalverband-braunschweig.de/raumvertraeglichkeit/energietransportleitung-etl188
https://www.regionalverband-braunschweig.de/raumvertraeglichkeit/energietransportleitung-etl188
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1) Begrüßung und Einführung  

Frau Golumbeck begrüßt die Teilnehmenden der Antragskonferenz und stellt das Team seitens des Regio-
nalverbandes Großraum Braunschweig (nachfolgend: Regionalverband) vor. Die Teilnehmenden der Vorha-
benträgerin Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (nachfolgend: Gasunie oder Vorhabenträgerin) 
stellen sich ebenfalls vor. Frau Golumbeck informiert darüber, dass von der Veranstaltung eine Tonauf-
nahme aufgezeichnet wird, die ausschließlich der Protokollerstellung dienen und nach Protokollerstellung 
gelöscht werden soll. Einwände werden hierzu nicht erhoben. 
 
2) Aufgaben und Inhalte und Ablauf einer Raumverträglichkeitsprüfung (RVP) 

Anhand einer PPT Regionalverband, Folien 5-13, erläutert Frau Golumbeck die Aufgabe, den Ablauf und die 
Inhalte einer Raumverträglichkeitsprüfung (nachfolgend: RVP) und deren rechtliche Grundlagen. [Redaktio-
neller Hinweis: Da es sich bei dem vorliegenden Vorhaben um ein regionsübergreifendes Vorhaben (Region 
Hannover und Großraum Braunschweig betreffend) handelt, führt der Regionalverband als federführende 
Behörde für beide Regionen die Raumverträglichkeitsprüfung durch.] Ziel und Aufgabe der Antragskonfe-
renz sind es, das Erfordernis eines Verfahrens, den Untersuchungsrahmen und die für eine RVP notwendi-
gen Verfahrensunterlagen zu erörtern. Damit soll die Vorhabenträgerin in die Lage versetzt werden, die er-
forderlichen Unterlagen zu erstellen. Gleichzeitig soll die verfahrensführende Behörde befähigt werden, ihre 
Entscheidung über die Einleitung einer RVP umfänglich vorbereiten und treffen zu können.  

3) Vorstellung des Vorhabens und des geplanten Untersuchungsrahmens 

Die Vorhabenträgerin Gasunie stellt anhand von ihrer PPT das Unternehmen und das Wasserstoff-Kernnetz 
vor. Die Gasunie Deutschland Transport Services GmbH ist ein führendes Energieinfrastruktur-Unterneh-
men, hat ihren Hauptsitz in Hannover und ist eine 100%ige Tochter des niederländischen Staatskonzern 
Nederlandse Gasunie NV. Das Wasserstoffnetzwerk Hyperlink ist Bestandteil des norddeutschen Wasser-
stoff-Kernnetzes. Nachfolgend wird das Projekt mit seinen Eckdaten vorgestellt und ein Überblick über die 
für dieses Vorhaben festgesetzten vier Raumwiderstandklassen (RWK I* bis III) gegeben. Anschließend wer-
den die Methodik der Trassierung, die Trassenvarianten, das Vorgehen bei der Leitungsverlegung, der Pla-
nungsraum und die betroffenen Kommunen erläutert. Anschließend wird die Einreichung einer Verzichtsan-
zeige begründet und der Projektzeitplan erläutert.  
Ausführliche Informationen finden sich dazu in den Antragsunterlagen, einzusehen auf der Internetseite des 
Regionalverbandes (s. Link oben).  
 
Im Anschluss werden erste konkrete Rückfragen zum Vorhaben allgemein gestellt. Eine Privatperson erläu-
tert, dass sie sich nicht ausreichend von der Gasunie am Vorhaben und beteiligt fühle. Der Regionalverband 
verweist darauf, dass privatrechtliche Angelegenheiten nicht Teil des Verfahrens seien. Eine Privatperson 
möchte wissen, welche Baumaßnahmen derzeit schon stattfänden. Gasunie erklärt, dass sich der Hyperlink 
1 und 2 bereits in der Umsetzung befänden und etwaige Baustellen im Gelände auf eines dieser Projekte 
zurückzuführen seien. Weiterhin wäre es möglich, dass es sich hierbei um etwaige Voruntersuchungen im 
Zusammenhang mit dem Neubauprojekt ETL 186 handelt. Die Gemeinde Hohenhameln stellt eine Frage zu 
den Bestandsleitung ETL 25 und ETL 103 und bemerkt, dass die ETL 27 noch nicht als Bestandsleitung exis-
tiere. Der Regionalverband merkt an, dass das Verfahren zur ETL 1006 parallel laufe. Gasunie ergänzt, dass 
das Kraftwerk Mehrum mit der genannten Parallelleitung versorgt werden solle.  

Der Vertreter der Verbände Nds. Heimatbund (NHB) / Aktion Fischotterschutz / Biol. Schutzgemeinschaft 
Hunte-Weser-Ems (BSH) (im Folgenden Vertreter der Umwelt- und Heimatverbände) fragt, was unter offe-
ner und geschlossener Bauweise zu verstehen sei. Gasunie erklärt, dass es bestimmte Bereiche gebe, die 
geschlossen gequert werden müssen. Unterschied sei, ob der Boden geöffnet werden müsse oder eine un-
terirdische Verlegung, ohne den Boden aufzubrechen möglich wäre. Hierfür stünden je nach Einsatzgebiet 
verschiedene technische Verfahren zur Verfügung. Der Vertreter der Umwelt und Heimatverbände stellt 
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eine Nachfrage, bis zu welcher Distanz eine geschlossene Bauweise möglich sei. Gasunie erklärt, dass es 
prinzipiell technisch kein Limit gebe, dass allerdings die Gegebenheiten des Einzelfalls die Einsatzmöglich-
keiten bestimmen und es letztendlich auch wirtschaftliche Ausschlussgründe gebe. 

 
4) Vorab eingegangene Hinweise 
 
Der Regionalverband gibt anschließend anhand der PPT Regionalverband, Folie 36-39 auszugsweise einen 
Überblick über die 18 bisher schriftlich per E-Mail eingegangenen Stellungnahmen.  

Die Stadt Peine merkt an, dass ihre Stellungnahme bzgl. einer Siedlungserweiterung vom 18.11.2025 nicht 
aufgelistet wurde. Der Regionalverband sagt zu, das zu prüfen. [Redaktioneller Hinweis: Die Stellungnahme 
der Stadt Peine wurde im Nachgang zur Antragskonferenz nochmals zugesendet und fließt in die gegen-
ständliche Prüfung mit ein.] 

5) Hinweise zum Untersuchungsrahmen der Raumverträglichkeitsprüfung 

Anhand von PPT Regionalverband, Folien 40-57 geht der Regionalverband im Folgenden die einzelnen 
raumordnerischen Belange der Raumverträglichkeitsprüfung sowie die Schutzgüter nach UVPG zur über-
schlägigen Umweltprüfung durch. Einleitend erfolgt die Abfrage nach allgemeinen Hinweisen zum Verfah-
ren: 

a. Hinweise zur Raumverträglichkeit 

Siedlungs- und Versorgungsstruktur 

Die Gemeinde Edemissen bringt vor, dass sie in zwei Gemarkungen betroffen sei: einmal bei der Querung 
des bestehenden Windparks Oelerse, und außerdem im Bereich Abbensen. Hier werde die Siedlungserwei-
terung und damit die Planungshoheit der Gemeinde durch den möglichen Verlauf der Gasleitung einge-
schränkt. Das Bündelungsgebot solle eingehalten werden. Gasunie antwortet, dass bestehende Windparks 
kein Ausschlusskriterium darstellen würden. Für andere Punkte könne eine Umtrassierung in Erwägung ge-
zogen werden. 

Die Stadt Peine weist darauf hin, dass die Siedlungsentwicklung von Stederdorf behindert würde und ein 
Trassenverlauf weiter nördlich, oberhalb der Wolterschen Bockwindmühle geprüft werden solle. 

Die Stadt Burgdorf gibt an, die Mittevariante zu bevorzugen. Die Nordvariante würde die untersuchte Ge-
werbeentwicklung am Schnittpunkt nördlich der B 188, an der Kreuzung der B443 / B 188 beeinträchtigen. 

Eine Privatperson schlägt vor, dass die Station Woltorf, wo sich neben der Neubauleitung auch Bestandslei-
tungen treffen, besser im Nahbereich des Industriegebiets östlich von Peine anzusiedeln wäre. Gasunie 
weist darauf hin, dass der Standort der Station Woltorf Teil anderer Verfahren sei, und dass in diesem Ver-
fahren Woltorf als Anbindepunkt gesetzt sei. Frau Golumbeck stellt klar, dass man sich im förmlichen Ver-
fahren zur ETL 188 befände. Andere Vorhabenplanungen seien nicht originär Gegenstand dieser Antrags-
konferenz. Die Stadt Peine bekräftigt die Frage nach einer Versetzung der Station nach Westen hin, in Rich-
tung des Industriegebiets. Der Regionalverband wird sich der Standortfindung der Station Woltorf (Anforde-
rungen, Rahmenbedingungen, Ergebnisse vorangehender Verfahren) noch einmal annnehmen. 

Eine Privatperson bekräftigt die vierjährigen Verhandlungen mit der Gasunie und eine dennoch geplante 
Durchschneidung der Gemarkung ohne Beachtung der Wege, an denen entlang verlegt werden könne. 

Ein Vertreter des Unternehmens WindStrom informiert, dass sich durchlaufende Leitungen nachteilig auf 
Windparks auswirken können, besonders im Hinblick auf Repowering. Der Regionalverband erklärt, dass 
„Vorranggebiete Windenergienutzung“ passierbar bleiben müssen, um den verschiedenen Anforderungen 
an den Raum gerecht zu werden. Erfahrungen haben gezeigt, dass z.B. mit Schutzstreifen eine Vereinbarkeit 
gewährleistet sei. 
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Die Gemeinde Uetze fragt, ob es eine Auflistung der erforderlichen Abstände bei Wind-Energieanlagen gebe. 
Gasunie erklärt, dass bei bestehenden Windkraftanlagen spezielle Abstände eingehalten werden müssten. 
Im Nachhinein gebaute Windenergieanlagen müssten einen Schutzstreifen von 10 m einhalten, der nicht 
bebaut werden darf. Gasunie ergänzt, dass sich Schutzstreifen am Durchmesser der Leitung orientierten. 
Hier gelte der Katalog für Abstände gemäß den Vorgaben des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfa-
ches e. V. (DVWG).  
 
Freiraumentwicklung und Bodenschutz 
Das Landesamt für Denkmalpflege weist darauf hin, dass sich überall im Plangebiet Bodendenkmäler befin-
den können und dass die jeweils zuständigen Denkmalschutzbehörden in den betroffenen Kommunen zu 
beteiligen seien. Vorgezogene Untersuchungen, wie Baugrunduntersuchungen müssten mit den Denkmal-
schutzbehörden abgestimmt werden. GME erklärt dazu, dass bereits eine Raumanalyse in Bezug zu Ver-
dachtsflächen auf Bodendenkmäler beauftragt wurde. Eine Umtrassierung wegen einer vorhandenen Land-
wehr hätte bereits stattgefunden. 
 
Natur und Landschaft / Natura 2000-Flächen 
Der Vertreter der Umwelt- und Heimatverbände schließt sich der o.g. Aussage von Privatpersonen an, dass 
die Station an das Industriegebiet angegliedert werden solle. Die Vorzugsvariante sei am verträglichsten, 
allerdings sollen mögliche Kiebitzvorkommen berücksichtigt werden. Auch Siedlungsgebiete des Feldhams-
ters müssen beachtet werden. Dies gelte auch nördlich des Mittellandkanals und zwar 500 m in jede Rich-
tung der Trasse, da sich Feldhamster in dieser Reichweite ausbreiten könnten. Im Verlauf der Fuhseniede-
rung sei die geschlossene Bauweise zu bevorzugen. Das Wendesser Moor solle auf ein Kiebitzvorkommen 
hin geprüft werden und ggf. vorgezogene CEF-Maßnahmen vorgesehen werden. Die Vorhabenträgerin er-
klärt, dass bereits Untersuchungen bezüglich eines Feldhamstervorkommens durchgeführt wurden und er-
gänzend dieses Jahr eine Kartierung erfolgen werde. Der Kiebitz werde ebenfalls berücksichtigt. 
 
Land- und Forstwirtschaft 
Eine Privatperson bemängelt die Zerschneidung der Landschaft und appelliert an eine Anpassung der Tras-
senführung an das Wegenetz. Zudem sei die Versiegelung der Fläche nicht erwünscht. Er befürchtet, dass 
der Standort der Station schon gesetzt sei und keine Einflussnahme mehr möglich sei. Der Regionalverband 
erklärt, dass aktuell die eingereichten Unterlagen der Vorhabenträgerin die Grundlage dieser Antragskonfe-
renz darstellen. Die sachliche Auseinandersetzung und eigentliche Raumverträglichkeitsprüfung stehen 
noch aus.  

Eine Privatperson merkt an, dass die Fläche für die Station schon gekauft wurde, dass die Bürgerinnen und 
Bürger nicht richtig mitgenommen worden seien und der Informationsfluss seitens der Vorhabenträgerin 
nicht ausreichend gewesen sei. Der Regionalverband informiert, dass privatrechtliche Eigentumsverhält-
nisse nicht Gegenstand dieses Verfahrens seien. 

Das Landvolk Hannover merkt an, dass Beregnungsverbände im Raum zwischen Lehrte und Peine nicht be-
teiligt wurden, dies sei nachzuholen. Bei geplanten Baugrunduntersuchungen seien auch die Realverbände 
einzubinden, da die Wege keine öffentlichen Wege wären. 

Eine Privatperson beklagt, dass diese Vorhabenplanung in Woltorf erst seit November 2025 bekannt sei, 
während andere Gemeinden diese Information schon früher gehabt hätten. Ergänzend wurde nachgefragt, 
ob die Schutzstreifen weiter landwirtschaftlich genutzt werden können, z. B. für den Anbau von Spargel und 
Kartoffeln. Die Gasunie antwortet, dass der Schutzstreifen lediglich gehölzfrei bleiben müsse, die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung sei möglich.  
 
Rohstoffgewinnung und –sicherung 
Es ergehen keine Hinweise.  
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Erholung und Tourismus 
Es ergehen keine Hinweise.  
 
Wasserwirtschaft 
Es ergehen keine Hinweise.  
 
Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
Der Vertreter der Umwelt- und Heimatverbände betont, dass die Verbände, für die er stehe, grundsätzlich 
hinter der Umstellung auf Wasserstoff stünden. Betont wurde die Abgrenzung zu Gegnern, wobei die Forde-
rung nach größtmöglichem Artenschutz zum Ausdruck gebracht wurde. 
 
Mobilität, Verkehr und Logistik 
Es ergehen keine Hinweise. 
 
Energie 
Seitens der Kraftwerk Mehrum GmbH ergeht der Hinweis, dass sich das Kraftwerk nahe der Nullvariante 
befinde. Es wird die Frage gestellt, ob eine Anbindung des Kraftwerks berücksichtigt werde. Die Gasunie be-
tont, dass sie bereits eng im Austausch mit der Kraftwerk Mehrum GmbH stünden. Leitungen, die Mehrum 
betreffen, seien nicht Teil dieses Verfahrens. Zur Anbindung des Kraftwerksstandorts Mehrum sei eine ei-
gene Leitung in der Planung (ETL 1006). 

 
Sonstige Standort und Flächenanforderung 
Es ergehen keine Hinweise. 
 
b. Hinweise zur überschlägigen Umweltprüfung 

 
Methodik der Umweltverträglichkeitsstudie 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Vorhabenalternativen 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Mensch (insbesondere menschliche Gesundheit) 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Fläche und Boden 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Wasser 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Luft und Klima 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
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Schutzgut Landschaft 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
Frau Golumbeck erklärt, dass bereits vorgetragene Hinweise auch hier berücksichtigt werden. Es ergehen 
keine weiteren Hinweise. 
 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
Hinweise zur Natura 2000-Verträglichkeit  
Der Vertreter der Umwelt- und Heimatverbände weist darauf hin, dass bei der Nullvariante die Fuhseniede-
rung, die als Naturschutzgebiet festgesetzt ist, bei der Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens beachtet 
werden müsse. 
 
Hinweise zum Artenschutz  
Es ergehen keine weiteren Hinweise. 
 
6) Zusammenfassung und Ausblick 

Anhand von PPT Regionalverband, Folien 73-77 erläutert Frau Golumbeck abschließend das weitere Vorge-
hen. Im Anschluss an die Antragskonferenz werde der Ergänzungsbedarf in den Antragsunterlagen als 
Grundlage für weitere Entscheidungen ermittelt. Anhand entsprechend aussagekräftiger Unterlagen wird im 
Weiteren das Erfordernis für eine RVP abschließend geprüft und der weitere Verfahrensweg bestimmt. 

Frau Golumbeck bedankt sich für die rege Teilnahme und verweist auf die Verfahrenswebsite, 
https://www.regionalverband-braunschweig.de/raumvertraeglichkeit/energietransportleitung-etl188, auf 
der das Protokoll der Veranstaltung und die nachfolgenden Informationen veröffentlicht werden.  

Um 12 Uhr wird der Termin durch den Regionalverband geschlossen.  

 

gez. Melanie Piser 
 

https://www.regionalverband-braunschweig.de/raumvertraeglichkeit/energietransportleitung-etl188

